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Berlin den 31. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Den Ober-Landesgerichts⸗Aſſeſſor Freytag zu Sorau zum Oberlandesgerichtsrath 
bei dem Ober⸗Landesgerichte zu Breslau; und den Regierungs-⸗Aſſeſſor von Ende 
zum Landrath des Waldenburger Kreiſes, im Regierungsbezirk Breslau, zu er⸗ 
nennen; ſo wie dem Notar Artois zu Merzig den Charakter als Juſtizrath; 
den Land- und Stadtgerichts⸗Aſſeſſoren Strowitz zu Goldapp, Orlowski zu 
Lyck und dem bei dem Land⸗ und Stadtgerichte zu Ragnit angeſtellten Ober⸗Lan⸗ 
desgerichts⸗Aſſeſſor Wild den Charakter als Land- und Stadtgerichts- Rath zu 
verleihen. 


Berlin, den 29. Mai. Das heutige Militair Wochenblatt enthält: fol⸗ 
gende, die Unterſtützungs⸗Vereine betreffende Bekanntmachung: 

Die im 2. Armee Corps beſtehenden und ſich immer mehr entwickelnden Garni⸗ 
ſon⸗Vereine zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Unterofſtzier⸗ und Soldaten⸗Fami⸗ 
lien haben ihre dauernde Wirkſamkeit, beſonders während der Zeit der Abweſen⸗ 
heit mehrerer Truppentheile aus ihren Garniſonen und bei der jetzigen Theurung, 
durch unentgeltliche Verabreichung von Bekleidungs⸗Gegenſtänden und Feuerungs⸗ 
Material, fo wie durch Bewilligung kleiner Geldvorſchüſſe zum Einkauf von Les 
bensmitteln, bethätigt und auf dieſe Weiſe der größeren Noth unter den gedachten 
Familien abgeholfen. 

Neben dieſen Vereinen beſteht in Stettin ſeit dem Monat Mai 1844 noch 
ein Militair⸗Frauen⸗Verein, welcher ſich die Aufgabe geſtellt hat, kranke und hülfs⸗ 
bedürftige Familien aktiver, eventualiter nach Maßgabe der Fonds auch unaktiver 
Militairs, zu unterſtüͤtzen und zugleich deren Kinder mit Bekleidungsſtücken und 
Büchern zu verſehen, damit fie ohne zu große Anftrengung der Eltern die Schule 
regelmäßig beſuchen können. Dieſer Verein bezweckt dadurch zugleich auf Erwek—⸗ 
tung, Erhaltung und Kräftigung des ſittlichen und religiöſen Gefühls hinzuwirken 
und hat ſeit ſeinem Beſtehen bis zum Monat Februar 1847 zu obigem Zweck be⸗ 
reits 1011 Rthlr. verwendet. Da die Vereins Mitglieder Hemden, Strümpfe 
und ſonſtige Wäſche ſelbſt anfertigen, fo können die Geldmittel des Vereins um 
ſo mehr dem Ankaufe roher Materialien und direkten Hülfsleiftungen zugewendet 
werden, und wird es ihnen dadurch möglich, ihre Unterſtützungen einem weiteren 
Kreiſe Bedürftiger angedeihen zu laſſen. 

Das Kriegs⸗Miniſterium nimmt gern Veranlaſſung, dies hierdurch zur öffents 
lichen Kenntniß zu bringen. b 

Berlin den 29. Mai. (Schleſ. 3.) Es wird für gewiß verſichert, daß 
Se. Excellenz der Kriegs Miniſter, der ſchon fo viel für die Armee gethan, damit 
umgeht, einen umfaſſenden Plan zur beſſern Stellung der Subaltern-Offiziere der 
Armee, Sr. Majeftät vorzulegen. Es ſollen hierbei zunachſt 2 Punkte in Bes 
rückſichtigung gezogen worden ſein: 1) der Preußiſche Subaltern-Oſſizier, in 
feiner wiſſenſchaftlichen Ausbildung vielleicht am höchſten ſtehend in ſaͤmmtlichen 
Europäiſchen Armeen, iſt durch die durchſchnittlich immer über 20 jährige Lieute⸗ 
nantszeit im Avancement ſtets am Weiteſten zurück, was namentlich in Veziehung 
auf die andern Deutſchen Heere, bei einem doch möglichen Zuſammentritt einer 
Bundes. Armee, nur von nachtheiligem Einfluß fein kann. 2) Analog der langen 
Lieutenantszeit, wovon gewöhnlich 1 derſelben auf die Seconde Lieutenant. Charge 
kommen, genießt gewöhnlich der vierte Theil der Sec.-Lieuts. eines Regiments, 
welche über 30 Jahr alt find, daſſelbe niedrige Gehalt, wie ihre gauz jungen 
Kameraden, die fo eben aus dem Kadetten⸗Corps gekommen. Um dieſen aner⸗ 
kannten Uebelſtänden zu begegnen, ohne den Militair-Ctat zu erhöhen, ſoll bei 
der Infanterie die 3. Seconde- Lieutenautsſtelle jeder Kompagnie ſuceeſſive einge⸗ 
hen, der Premier. Lieutenant den Titel Stabs⸗Hauptmann und der älteſte Secon- 
de⸗Lieutenant den Titel Ober⸗Lieutenant erhalten, dagegen nur noch eine Lieute⸗ 
nants⸗ — nicht Seconde⸗Lieutenants⸗ — Stelle etatsmäßig eriſtiren. Von dem 
del jeder Kompagnie erſparten Ser.» Lieutg.⸗Gehalt von monatlich 20 Rthlr. 
würde der Stabs⸗ Hauptmann 15 unb der Ober⸗Lieutenant 5 Rihlr. Zulage er⸗ 


halten. Gleichzeitig ſoll auch der ſich aus den Inſtitutionen früherer Zeit herſchrei⸗ 
bende große Unterſchied des Gehalts der Hauptleute reſp. Rittmeiſter 1. und 2. 
Klaſſe ausgeglichen werden. Bei den anderen Truppentheilen würden die der 
Eigenthümlichkeit derſelben wegen nothwendigen Modifikationen eintreten, fo würde 
3. B. bei der Kavallerie, wo der Beſetzung der Züge wegen 2 Lieutenatsſtellen 
bleiben müſſen, das höhere Gehalt für den Stabs-Rittmeiſter, fo wie für den 
Ober⸗Lieutenant aus der dieſerhalb eingehenden etatsmäßigen Stabs⸗Offizier⸗Stelle 


entnommen werden können, woraus noch eine Zulage für den älteften Escadron⸗ 


Chef mit dem Charakter als Major — wie es jetzt ſchon häufig vorkommt — 
zu leiſten wäre. Das ius Lebentreten ſolcher zeitgemäßen, allſeitig erwünſchten 
Verbeſſerungen würde von den Ofſtzieren der Armee gewiß mit allgemeiner Freude 
begrüßt werden. 

Dem Lobe und der Anerkennung, welche wir der Leitung des Herrn v. Ro⸗ 
how, Manſchalls der Kurie der drei Stände, gezollt haben, dürfen wir wohl 
noch hinzuſetzen, daß feine Aufgabe eine um fo ſchwierigere war, als er bisher 


nur dem Landtage der Provinzen Brandenburg und Niederlauſitz präſidirt hatte, 


und nur deſſen Mitglieder perfünlich kannte. Wenn indeſſen für diesmal durch 
die Ernennung des Marſchalls, von Seiten der Krone, die Wahl ſich als eine 
glückliche herausgeſtellt hat, ſo können wir doch nicht umhin, uns im Prinzip 
dem Wunſche anzuſchließen, daß die Wahl künftig von der Verſammlung ſelbſt 
ausgehe. Denn da die Wirtſamkeit der Leitung einer jeden Verſammlung auf 
dem Vertrauen beruht, welches die Müglieder derſelben in ihten Führer ſetzen, 
ſo iſt eine ſolche Wahl ein einfacher Vertrauensakt, der unter allen Umſtänden 
am beſten von der Verſammlung ſelbſt ausgeht. Wir können deshalb in der Ver⸗ 
willigung eines ſolchen Wahlakts durchaus keine Schmälerung der Prärogative der 
Krone ſehen, ſondern erkennen darin nur einfach eine Erleichterung der Geſchäfts⸗ 
führung, indem es, in der Hauptſache, doch für die Verhandlungen des Landta⸗ 
ges nur darauf ankommen kann, den Weg zu finden, wie dies Geſchaͤft am Er⸗ 
ſprießlichſten für alle Theile geführt werde. Dufür aber ſcheint die Wahl von 
Seiten der Verſammlung ſelbſt in der That die einfachſte und zweckmäßigſte Aus⸗ 
tunft. Daß dies die Weiſe kouſtitutioneller Länder iſt, kann hierin kein Vorwurf 
ſein, ſondern man muß die Frage ſo ſtellen, ob dieſer Weg auch wirklich zum 
Ziele führe, und jo ſcheint es nach den bisherigen Erfahrungen allerdings der 
Fall zu ſein. 

Berlin den 28. Mai. (Publiciſt.) Wie man hört, wird des baldigſten 
eine Verordnung Seitens des Juſtiz-Miniſteriums erſcheinen, wodurch das öf⸗ 
fentliche und mündliche Verfahren in Kriminalſachen, gemäß 
dem Geſetze vom 17. Juli 1846, in allen älteren Provinzen der Mo- 
narchie eingeführt wird. 

Gut unterrichtete Deputirte wollen ſicher wiſſen, daß die Propofition über 
die Judenangelegenheit von der Regierung zurückgenommen worden ſei. Die 
Eingabe der hieſigen Börſen-Korporation wegen Zulaſſung der Juden zu richterli— 
chen Ehreuſtellen im Haudelsgerichte, dürfte auf die bezügliche Entſchließung der 
Regierung um ſo mehr nicht ohne Einfluß geblieben ſein, als aus dem Börſen⸗ 
Reglement vom 15. Juli 1805 ein Paragraph allegirt wird, welcher es den 
Juden ſogar zur Pflicht macht, bei Schlichtung von Handelsſtreitigkelten mitzit- 
wirten. Wenn nun den Bekennern des jüdiſchen Glaubens die Ausübung der 
obrigteitlichen Gewalt hiermit gleichſam verbrieft iſt, fo dürfte das Prinzip, wel⸗ 
ches in der Propoſition das Gegentheil durchzuführen ſucht, ſchon hierdurch als 
unausführbar betrachtet werden. — Man iſt hier und da der Meinung, daß 
der Landtag ſchon im Juni ſein Ende erreichen wird; jedoch hat ſich die Regierung 
für eine Verlängerung von 14 Tagen auf desfallſige Anfragen willfährig gezeigt, 
wenn die Berathung der Petitionen, von welchen ſchon jetzt mehrere Kategorien 
erledigt find, nicht ſchnell von Statten gehen follte. 

Ueber die Juden-Propoſition ſind bis jetzt 7 kleinere Schriften, wor⸗ 
unter auch eine von Dr. Johann Jacobi, erſchienen. Von dieſen ſind geſtern 
4 verboten worden. Eine derſelben, von dem Aelteſten der hieſigen jüdiſchen 
Gemeinde, Dr. Veit, herausgegeben, zählt gleichfalls unter die verbotenen; eine 
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andere, angeblich in Breslau verfaßt, erlitt daſſelbe Schickſal, weil ſie die Pro⸗ 
poſition wörtlich abgedruckt. Wie man erfährt, wird jetzt letztere im Miniſterium 
umgearbeitet, um dem nächſten Landtage vorgelegt zu werden. — Hr. v. Vincke 
hat ſchon ſeit mehreren Tagen den Landtagsſitzungen wegen plötzlicher Erkrankung 
nicht beiwohnen können. — Der Propſt Brinkmann iſt auf einer Reiſe nach 
Pommern, wo er in Wrietzen eine Kapelle einweihen wollte, in Neuſtadt⸗Ebers⸗ 
walde plötzlich ſchwer erkrankt, ſo daß heute die Hofärzte Schönlein und Grimm 
zu ihm abgeſendet wurden; derſelbe ſoll vom Blutſturz, an dem er ſchon früher 
litt, wieder heimgeſucht worden fein. 8 

Berlin. — Das ſtenographiſche Bureau unſers Vereinigten Landtages iſt 
jetzt ſo gut eingerichtet, daß in der Mittheilung der ſtenographiſchen Zeitungsbe⸗ 
richte nur noch unbedeutende Hinderniſſe vorkommen können. Sämmtliche Ste⸗ 
nographen — und es fungiren jetzt 12 in beiden Kurien des Landtags — ſtehen 
unter der Leitung eines Direktors, des Profeſſors Wigard aus Dresden, der 
die ganze Anordnung und Verwaltung der ſtenographiſchen Kanzlei zu beſorgen, 
auch die Reihenfolge, nach der die Stenographen in den Sitzungen ſchreiben, zu 
beſtimmen hat. Dieſe Reihenfolge findet in der Art ſtatt, daß jedem Stenogra⸗ 
phen Zeit genug übrig bleibt, die Notaten ſeiner erſten Schrift diktirt zu haben, 
bis ihn der Wiedereintritt in die Sitzung trifft. Sobald das Diktat eines Ste 
nographen beendigt iſt, wird daſſelbe noch während der Sitzung auf einem dazu 
beſtimmten Tiſche zur Einſicht der Sprecher ausgelegt; die bis zum Schluſſe der 
Sitzung nicht zu beendigenden Dietate können am nämlichen Tage von 6 bie 8 
Uhr Abends, und wenn beide Kurien zu gleicher Zeit Sitzung halten, auch noch 
von 8 bis 10 Uhr des folgenden Morgens im Secretariatszimmer eingeſehen wer⸗ 
den. Innerhalb derſelben Friſten werden auch dem Landtags-Kommiſſarius und 
den Staats⸗Miniſtern die fie betreffenden Diktate zur Durchſicht auf Verlangen 
zugeſandt. Gleichzeitig mit den Diktaten auf einzelnen Blättern wird das Mut⸗ 
ter⸗Protokoll in laufender Folge niedergeſchrieben und im Seeretariate deponirt. 
Auf Grund deſſelben haben die betreffenden Landtags ⸗Secretaire bei entſtehenden 
Differenzen mit den einzelnen Rednern über verlangte Abänderungen oder Zuſätze 
zu den ſtenographiſchen Notaten die Entſcheidung in Gemäßheit des Geſchäfts⸗ 
Reglements zu treffen. Dieſe Beſtimmungen bilden den Juhalt einee Regulativs, 
welches der Marſchall der zweiten Kurie, Herr v. Rochow, entworfen hat. 

(Schleſ. Z.) Die Roggenpreiſe ſind geſtern auf der Kornbörſe um 5 Thlr. 
herabgegangen (jet 99 Thlr.). Bedeutende Zufuhren, ſowie ein effektiver Vor⸗ 
rath von 2000 Wispel, welche noch von vor Pfüngſten her unperkauft liegen, 
haben dies Sinken bewirkt. — Man ſpricht davon, daß ein Landtags⸗Deputirter 
aus der Kurie der drei Stände mit einer in der Herren-Kurie ſitzenden Perſon in 
einen Wort⸗Konflitt gerathen ſei, der in einem Duell feinen Ausgang gefunden; 
erſterer ſoll dabei am Arme leicht verwundet worden ſein, aber doch ſo, daß er 
ſchon ſeit mehreren Tagen keinen Beſuch annimmt, und natürlich auch den Sitzun⸗ 
gen nicht beiwohnen kann. Ich gebe dieſe Nachricht indeſſen blos als ein ganz 
unperbürgtes Gerücht. 

Danzig. (Dan. 3.) Der erſte Pfingſtfeiertag iſt bei uns durch ein Er⸗ 
eiguiß bezeichnet worden, das die öffentliche Aufmerkſamkeit im hohem Grade in 
Anſpruch zu nehmen ganz geeignet iſt. Herr Kuiewel, der Theologie und Philo⸗ 
fophie Doktor, Prediger an der hiefigen Hauptkirche, ein eben fo durch feine Ge 
lehrſamkeit, als durch ſeine Strenge und Rechtgläubigkeit bekaunter Geiſtlicher 
hat ſich öffentlich vor der verſammelten Gemeinde von der Landeskirche losgeſagt 
und in einem „Pfingſtruf an meine geliebte Gemeinde und an alle ev. Chriſten 
aller Orten“ die Beweggründe zu dieſem entſchiedenen Schritte mitgetheilt. So 
ſehen wir denn die traurige Vorherſagung, daß der Bıuc in der ev. Kirche unfes 
res Landes ohne eine neue Orgauiſation der Kirchenverfaſſung immer größer werde, 
von Neuem beſtätigt. Die Einen ſcheiden aus, weil ihnen die Schrauten des 
gemeinſamen Bekenntniſſes zu eng, die Andern, weil fie ihnen zu weit gezogen 
ſind, weil ſie es, um mit Hrn. Kuieweld Worten zu reden, für ihr Seelenheil 
gefährlich halten, „in einer Verbindung zu bleiben, die, wie die tagliche Erfah⸗ 
rung immer ſchlagender bezeugt, ſtatt der erwarteten Einigung immer aͤrgere Zer— 
ſplitterung durch das in ihr waltende Prinzip erzeugt.“ „Das Kirchenregiment“, 
ſagte der Präſes der Generalſynode ſchon vor einem Jahte, „befindet ſich mit dem 
jetzigen ſchwankenden Zuſtande in der größten Verlegeuheit.“ Leider hat die Ge⸗ 
neralſynode dieſem ſchwankenden Zuſtande fein Ende machen können, und die 
Verwirrung wird zunehmen, wenn man nicht die Ueberzeugung gewinnt, daß ſich 
das herrliche Gebäude der evangeliſchen Kirche nur von unten herauf, von der 
Gemeinde aus erbauen, aber nicht von oben herab regieren laſſe. 

(Elb. Anz.) Vor einiger Tagen erſchien ein bejahrtes Frauenzimmer auf der 
Parade und gab ſich als einen alten Soldaten aus den Kriegsjahren von 1813 
bis 15 zu erkennen. Sie hatte ihre Atteſte und wurde von den Offizieren ſehr 
freundlich aufgenommen und reich beſchenkt, fo daß ſie mit wohlgefüllten Taſchen 
nach ihrem Wohnort in Oſtpreußen beimkehrte. 


—— 


Ausland. 


N e. u ku B 

Frankfurt / M. den 25. Mai. Manunigfache unlautere Gerüchte haben 
zwar unſere Behörde zu einigen Vorſichtsmaßregein für heute veraulaßt, allein 
es iſt auch nicht die allergeringſte Beſorgulz vorhanden, und die Stadt überläßt 
ſich in gewohnter Weiſe den Waldfreuden. 

Die Hitze war an deu beiden letzten Tagen kaum zu ertragen; das Therwo⸗ 


meter zeigte 25° R. im Schatten; durch entfernte Gewitter kühlte ſich heute die 
Luft etwas ab. Die Witterung ift, Gott ſei Dank, fo fruchtbar, daß noch vor 
der Mitte des Juli das Korn eingeerndtet ſein wird. Die Preiſe aller Cerealien 
ſind ſtark im Fallen begriffen, und man wird bald wenig mehr von Hunger und 
Noth hören. Erfreulich iſt, zu gewahren, daß Man hier die Bemühungen der 
Polizei unterſtützt und der Bettelei, die bei den Meiſten zur Gewohnheit gewor⸗ 
den, keinen Vorſchub mehr leiſtet. Arbeit 0 es jetzt überall. 
Frankreich. 


Paris, den 26. Mal. Die Herzoge von Nemours und von Montpenfier 
wollen die bevorſtehende Bade⸗Saiſon in dem In Bad Varéges zubringen, 
und es ſollen bereits die Befehle ergangen fein, dorf die noͤchigen 8 

für ihren Aufenthalt zu treffen. 8 

Die Deputirten- Kammer ſetzte heute die Verhandlung des Antrags in 
Betreff der Poſt-Reform fort. 

Als die Königin Pomareh ſich wieder unter Frankreichs Protettorat geftellt 
hatte, ſollen eine große Anzahl Engliſcher Familien ſogleich Anftalten zur Abreiſe 
von Otaheiti getroffen, die Engliſchen Methodiſten-Miſſionaire aber beſchloſſen 
haben, die Juſel nicht zu verlaſſen. Auf ihr Geſuch an den Commandeur des 
dort liegenden Britiſchen Geſchwaders, einſtweilen zum Schutz der Engländer tie 
nen Konſul daſelbſt zu beſtellen, ſoll dieſer jedoch geantwortet haben, er müſſe 
dazu erſt Ermächtigung von ſeiner Regierung einholen. a 

Die Juſtruktions-Kommiſſion des Pairshofes hat abermals Herrn Legrand, 
Unter » Staats Sekretair im Departement der öffentlichen Arbeiten, als Zeugen 
vernommen. In der zweiten Hälfte der Sitzung wurde die Vernehmung des Ge⸗ 
neral Cubières bezüglich verſchiedener Punkte beendigt, die ſich aus den Zeugen⸗ 
Ausſagen und den Vernehmungen der Herren Parmentier und Pellaprat ergeben. 
Letzteren hat der Kanzler Pasquier im Laufe der Information durch ein Mandat 
zitiren laſſen, welchem gemäß Pellaprat nicht mehr, wie aufaugs, in der Gigen- 
ſchaft eines Zeugen erſcheint. Dann wurden die Ausſagen des Herrn Delphin La⸗ 
noir, eines der bei der Minen. Geſellſchaft von Gouhenans Intereſſirten, und des 
Herrn Thirria, Sekretairs des Verwaltungs-Nathes, vernommen. General Cu⸗ 
bieres beſtand demnächſt ein zweites Verhör. a 

Einer verbotenen Verbindung angeklagt, ſtanden dieſer Tage acht Deutſche 
Handwerksgeſellen vor dem Zuchtpolizei⸗Gericht; außer ihnen war noch ein Weine 
wirth erſchienen, beſchuldigt, wiſſentlich ſein Haus zu den Verſammlungen dieſer 
verbotenen Verbindung geöffnet zu haben. Die Geſellſchaſt war jeden Sonntag 
in ſeinem Etabliſſement zuſammen gekommen, und als ſich am 14. März d. a. 
der Polizei-Gommilaiz einfand, ſaßen 102 Deutsche Haudwerter um einen Tiſch 
und ſangen im Chor. Zwei der Anweſenden leiteten das Ganze. Franz Hein⸗ N 
rich Angelſtein lehnte zwar den Titel eines Präſidenten ab, gab aber zu, daß er 
den Geſang dirigirt und von jedem Mitgliede einen Beitrag von 20 Fr. monat⸗ 
lich erhoben; Eruſt Theodor Gempt ſoll mit lauter Stimme ein Deutſches Jour⸗ 
nal orrgeleſen und daun eine Anſprache an die Verſammelten gehalten haben. 
Einige Tage ſpäter wurde in dem Haufe, wo Ernſt Heidecker, Karl Zeizing, 
Wilhelm Meyer und Wilhelm Pathe zuſammenwohnen, eine Hausſuchung 
vorgenommen, und hier ſoll man die Beweisſtücke von der Organiſation und 
dem Zweck der Geſellſchaft vorgefunden haben. Unter den in Beſchlag genomme⸗ 
nen Papieren fanden ſich unter Anderem 253 Nummern Deutſcher Blätter vor, 
die ſozialiſtiſche Doktrinen predigen; eines derſelben war das Volks-Schulblatt. 
Das Reglement der Geſellſchaft, wie das von einer ähnlichen, waren von Pathe's 
und Heidecker's Hand geſchrieben. Die Angeklagten wurden indeß nur zu drei 
Tagen Gefäugniß, der Weinwirth aber zu acht Tagen verurtheilt. Das Gericht 
hat ſein Urtheil hauptſächlich darauf begündet, daß zu dem Verein keine obrigfeit, 
liche Genehmigung eingeholt war. wa 

Der Pfarrer von St. Roch, welcher mit Genehmigung der Regierung zu Glan⸗ 
dier einen religiöſen Verein vom Orden der Trappiften zu errichten beabſichtigt, 
hat bereits mehr als fünfzig Aufnahmegeſuche erhalten. * 

Die Regierung ſoll die Nachricht erhalten haben, daß die Türkiſche Flotte 
unter den Befehlen des Kapudan-Paſcha am 1 8ten d. die Dardanellen zu verlaſ⸗ 
ſen und ihren Weg nach dem Mittelmeere nehmen ſollte. In Folge deſſeu, heißt 
es, ſeien au den Prinzen von Joinville Juſtructionen abgegangen, auszulaufen 
und zwiſchen Tunis und Griechenland zu kreuzen. Der Courrier frangais 
will wijjen, daß diejenigen Machte, welche in der Türkiſch⸗Griechiſchen Differenz 
auf der Seue der Pforte ſtanden, eine Note an den Divan gerichtet hätten, worin 
ſie das Benehmen Frankreichs offen augriffen und daſſelbe beſchuldigten, Griechen⸗ 
land in eine ihm verderoliche Bahn hineingedrängt zu haben 

Wau melder aus Konftantindpel, daß der Franzöſiſche Geſandte, Herr 
von Bourqueney, ein Rundſchreiben an alle Franzöſiſche Konſuln in der Tür⸗ 
tei bat ergehen laſſen, in welchem ſie angewieſen werden, alle Griechiſchen Un⸗ 
terthauen, im Fall ſie deren Reklamationen für gegründet halten, in ihren Schutz 
zu nehmen. 5 

Man hat Nachrichten aus Algier bis zum 15ten d. Marſchall Bugeaud 
hatte am 13ten funf Stunden öſtlich von Vardi⸗ Haniza feine Bereinigung mit 
den andern Kolonnen bewerkſtelligt und draug nun vorwärts. General Renauld 
hat im Süden Bu Semgum unterworfen. | 

Der Prozeß Eubieres foll zu immer größeren Enthüllungen führen und ſehr 
bedeutende Perſonen komptomittiren; man glaubt daß außer dem Generale noch 
Mehrere als Angeklagte figuriren werden. ' 


orbereitungen 
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Spanien. 

Madrid den 18. Mai. Am 15ten begab ſich der Finanzminiſter, Herr 
Salamanca, von Aranjuez nach dem Pardo, um, wie es heißt, im Auftrage 
feiner Amtsgenoſſen, dem Könige die Nothwendigkeit vorzuſtellen, daß er au dem⸗ 
ſelben Orte wie ſeine Gemahlin ſeinen Aufenthalt nehme und Schritte zur Wie— 
derherſtellung der ehelichen Eintracht thäte. Auffallen muß es, daß man gerade 
demjenigen Miniſter, welcher dem Könige der unwillkommenſte ſein mußte, dieſen 
zarten Auftrag übertrug. Auch ſoll der König ſich durchaus nicht geneigt erwie— 
ſen haben, auf die Vorſtellungen des Herrn Salamanca einzugehen. Dieſer hatte 
vorgeſtern eine lange Audienz bei der Königin, welcher auch Herr Pacheco und der 
Kriegsminiſter beiwohnten. Geſtern Vormittag kamen dieſe drei Herren hierher 
(ſo daß kein einziger Miniſter bei der Königin blieb) und hielten Nachmittags 
eine lange Berathſchlagung, in der die wichtigſten Fragen verhandelt worden ſein 
ſollen. Es heißt, einige Prälaten wären in dieſe Verſammlung berufen worden, 
und vielleicht entſtand aus dieſem Grunde das Gerücht, der König beſtände dar; 
auf, ſich durch papſtlichen Ausſpruch von feiner Gemahlin ſcheiden zu laſſen. 
Von anderer Seite wird verſichert, die Königin hätte den Wunſch ausgeſprochen, 
die Krone zu Gunſten ihrer Schweſter niederzulegen. Man bemerkte in der letzten 
Zeit nicht ohne Befremden, daß der Franzöſiſche Geſaudte ungewöhnlich vertraute 
Verbindungen mit Herrn Salamanca unterhielt und dagegen den Miniſter-Praſi⸗ 
denten, Herrn Pacheco zu vermeiden ſchien. 

Während durch dieſe Erſcheinungen hier keine geringe Spannung hervorgebracht 
wurde, ſteigerte dieſe ſich noch, als man geſtern erfuhr, daß es zwiſchen den die 
Beſatzung von Aranjuez bildenden Truppen zu einem blutigen Kampf gekommen 
war. Die Soldaten des dortigen Chaſſeur- Bataillons ſollen auf reſpectwidrige 
Weiſe von einer erhabenen Perſon geredet und Uugebührlichkeiten im Palaſte be⸗ 
gangen haben, in Folge deren die Mannſchaft des Bataillons „Reina Governa— 
dora“ mit Steinwürfen und Säbelhieben über fie herſiel. Der General-Capitain 
eilte geſtern Nachmittag mit dem Gouverneur von Madrid und dem Chef des Ne: 
giments „Reina Governadora“ von hier nach Aranjuez, um eine Unterfuchung 
anzuſtellen und die Schuldigen zu beſtrafen. 

Der Jufant Don Enrique hat um die Erlaubniß angehalten, ſich mit feiner 
Gemahlin nach Spanien begeben zu dürfen. Man bezweifelt, daß die Regierung 
ſie ihm ertheilen werde. 

Die hieſigen Blätter, welche die plötzliche Ankunft des Herzogs von Seſa 
meldeten, erklären heute dieſe Angabe für irrig. 

Mehrere Senatoren ſollen in Folge des Vorfalles vom 4. Mai Verſammlun⸗ 
gen gehalten haben, um zu prüfen, was dem Senat als Obertribunal des Staa⸗ 
tes in dieſer Sache zu thun obliege. Man weiß nicht, was beſchloſſen worden 
iſt. Wahrſcheinlich wird ſich der Senat mit der Regierung ins Einvernehmen 
feben wollen. Duran, der Richter des erſtinſtanzlichen Tribunals, ſetzt die 
Unterſuchung mit Thätigfert fort. 

Die Unruhen in Sevilla follen einen fehr bedenklichen Charakter angenom⸗ 
men haben und der politiſche Chef verwundet worden fein, Wie beſtimmt verſi⸗ 
chert wird, iſt der General Schelly mit der Poſt nach Sevilla abgegangen. 

Madrid, den 19. Mai. Es heißt, daß Uneinigkeit unter den Miniſtern 
ſelbſt herrſche und ein Theil derſelben zurückzutreten geſonnen ſei. Auf der ande⸗ 
ren Seite ſollen die Herren Cortina und Olozaga die Bildung eines neuen Mini⸗ 
ſteriums unter den gegenwärtigen Umſtänden nicht übernehmen zu wollen erklärt 
haben. 

Die Königin lud vor einigen Tagen ſämmtliche Offiziere der Beſatzung von 
Aranjuez zur Tafel ein, trank auf das Wohlſein der Armee und kündigte au, daß 
ſie nächſtens die hieſigen Truppen die Revue pafiiren laſſen und bei dieſer Gele— 
genheit, in Feldmarſchalls Uniform gekleidet, zu Pferde erſcheinen würde. 
Der Clamor publiko ftellt heute ernſtliche Betrachtungen über die Verwik⸗ 
kelungen an, unter denen Spanien erliegt. „Die Vortheile der Doppelheirath“, 
ſagt dieſes Blatt, „die Frucht fo vieler Palaſt⸗Intriguen, die aus der Vormund⸗ 
ſchaft Frankreichs entſpringenden Wohlthaten und die reichliche Erndte, welche die 
durch fremde Hand in unſeren vulkaniſchen Boden geſtreute Saat der Verderbniß 
und Schmach hervorgebracht hat, erblich, fühlt und begreift man leicht, wenn 
man das, was ſeit einiger Zeit in dem Palaſte und außerhalb deſſelben vorgeht, 
in Erwägung zieht. Glücklicherweiſe fällt die Verantwortlichkeit aller Leiden, die 
uns betreffen können, auf die Männer der Franzöſiſchen Partei, die es unternah⸗ 
men, die politiſchen, adminiſtrativen und die Thronfolge betreffenden Fragen nach 
dem Geſchmack eines fremden Hofes zu löſen, dem daran gelegen iſt, die Spani⸗ 
15 Monarchie in der Perſon Iſabella's II. herabzuwürdigen, damit die Blicke 
ich auf den Herzog von Montpenſier als den einzigen Prinzen wenden mögen, der 
fähig ware, die Königliche Würde wiederherzuſtellen, ſobald eln frühzeitiger Tod 
oder ſonſt irgend ein, vielleicht unvorhergeſehenes Ereigniß ihn an die Seite des 
Thrones riefe Wir ſind überzeugt, daß dieſelbe fremde Hand, welche dem 
freien Willen unferer Königin bei der Wahl ihres Gatten ein Veto entgegenzuſetzen 
wagte, auch jetzt wieder auf mehr als einem Wege den dem Anſchein nach zwi⸗ 
ſchen dem Königlichen Ehepaar berrſchenden Zwieſpalt ausbeutet und anfacht, um 
‚eine wirkliche und tiefe Spaltung hervorzurufen, die fähig wäre, uns in ein Laby⸗ 
rinth zu verſtricken, aus welchem wir, ohne das Gebäude des Staates bis in feine 
Grundlagen zu erſchültern, den Ausgang n t ſinden könnten u. |. w.“ 
13 Rußland und Polen. 
Warſchau den 25. Mal. Se. Maj. der Kaifer wird angeblich erſt in 2 


Monaten hier eintreffen. Der Großfürſt Michael hat ſich hier durch leutſeliges 


und freundliches Weſen viel Liebe erworben; er ging fo weit, daß er einem hieſi⸗ 
gen Deutſchen Bürger, der von einem General beleidigt worden war, eine ſchla⸗ 
gende Genugthuung verſchaffte. Nach einer eben erſchienenen Bekanntmachung 
ſoll von jeder mit der Eiſenbahn hier ankommenden Perſon, wie in Deutſchland 
von dem Vieh, eine Abgabe von 3 Sgr. erhoben werden. Man wird jetzt an 
die Wiedererrichtung höherer Schulen in dem Königreich Polen gehen, weshalb 
man junge Polen zur Ausbildung als Lehrer nach Rußland ſenden wird, indeß 
ſollen uur Adlige ſtudiren dürfen, und da es an dieſen fehlen dürfte, ſo werden 
Ruſſen an ihre Stelle treten. 
Schweden und Norwegen. 

Stockholm den 14. Mai. Se. Majeſtät der König reift am 28ſten d. 
nach Schonen ab, um den von feiner Reife zurückkehrenden Prinzen Oskar zu em⸗ 
pfangen und einige Wochen dort zuzubringen. 

Der Kronprinz von Dänemark wird am 28ſten Juni hier eintreffen und bis 
zum Sten Juli hier verweilen. 

t 

Konftantimopel den 5. Mai. Das Franzöoͤſiſche Dampfboot, welches, 
von Griechenland kommend, geſtern hier einlief, brachte nichts Neues aus Athen, 
keine Entſcheidung in dem beſtehenden Zerwürfnis, nicht einmal eine Mittheilung 
über den Eindruck, den Rußlands nun erklärte Anſichten über den Griechiſch⸗Tür⸗ 
kiſchen Streit in der Griechiſchen Hauptſtadt hervorgebracht haben. Der Groß⸗ 
weſir, der auf andere Ergebniſſe gerechnet, berief ſogleich ein Konſeil, in welchem, 
nach kurzen Debatten, der einſtimmige Beſchluß gefaßt worden, nun, da alle 
Mittel zu gütlicher Beilegung der Differenz erfchöpft ſeien und Griechenland nicht 
einmal zur Vollziehung der von einer für das Kabinet von Athen freundlich ge⸗ 
finnten Deutſchen Macht ertheilten Rathſchläge ſich herbeigelaſſen habe, die pro⸗ 
jektirten Zwangsmaßregeln gegen Griechenland eintreten zu laſſen. Herr Welles⸗ 
ley, der bis jetzt in dem verſöhnlichſten Sinne vorgegangen und nicht das mindeſte 
Symptom jener gehäffigen, Griechenland feindſeligen Politik des Herrn Lyons 
hatte verſpüren laſſen, ſcheint gleichwohl Bedenken zu tragen, den Türkiſchen An⸗ 
ſichten hemmend iu den Weg zu treten und iſt entſchloſſen, bis zum Eintreffen der 
von London erwarteten Erwiederung auf das Türkiſche Memorandum, ſich ruhig zu 
verhalten. Ohnehin muß dieſe Erwiederung in drei bis vier Tagen hier eintreffen. 
Er hofft, daß der Pforte darin der Rath zu einem vorſichtigen und gemäßigten 
Verfahren ertheilt werden dürfte, erſtens, weil er überzeugt iſt, daß eine Störung 
des Griechiſchen Handels bei den gegenwärtigen Konjunkturen nicht ohne Rüd- 
wirkung auf den ganzen Handel Europa's bleiben könnte, ein Umſtand, den Eng⸗ 
land, des eigenen Vortheils wegen, beruͤckſichtigen muß; dann, weil er auf die 
perſönliche Vermittelung Sr. Majeſtät des Königs von Preußen, der ſich in Lon⸗ 
don zur Beilegung der Griechiſch-Türkiſchen Differenz mit Eifer verwendet hat, 
große Hoffnungen baut. Das Ruſſiſche Dampfboot, das die letzten Inſtruktionen 
für Herrn Perfiani nach Athen brachte, iſt noch nicht zurück, und es iſt möglich, 
daß dieſes noch die gewünſchte Eutſcheidung aus Griechenland bringe. 

Griechenland. 5 

Die Allg. Ztg. meldet, daß die Griechiſche Regierung in ihren Zerwürf⸗ 
niſſen mit der Pforte die Vermittelung Oeſterreichs angerufen habe. 


g Vermiſchte Nachrichten. 

Breslau den 27. Mai. Der hieſige Wollmarkt hat bereits feinen Anfang 
genommen und es find am heutigen Tage gegen 1500 Centner von den zum 
Verkauf geſtellten Wollen mit einem Preis-Aufſchlag von durchſchnitt⸗ 
lich 4 — 6 Rtblr. gegen vorjährige Marktuotirungen veräußert worden. Auch 
Pell und Sterblings⸗Wollen waren an der Tagesordnung, und iſt ein beträcht⸗ 
liches Quantum von dieſem Artikel, erſtere von 54 — 60, letztere von 88 bis 
68 Rrhlr. gekauft worden. 

Wiesbaden. Vorgeſtern und geſtern wurde beinahe allen von den nahen 
Dörfern hierherkommenden Milchweibern von der Polizei die Milch ausgeſchüttet, 
weil dieſelbe zu viel mit wöfferigen Subſtanzen vermiſcht war. Dieſes Mittel 
wird wohl dieſem ſchändlichen Betrug Einhalt thun. 

In der Oberrheiniſchen Zeitung macht das Comité zur Errichtung eines Denk⸗ 
mals für Karl v. Rotteck bekannt, daß daſſelbe im September auf dem öffentli⸗ 
chen Platze von Freiburg aufgeſtellt werden wird. 

Jenny Lind wird in Paris erwartet; wie es heißt, ſoll ſie den lebhaften 
Bitten Pillet's nachgegeben und ihm verſprochen haben, nach Beendigung der 
Londoner Saiſon ſechs Rollen für ein Honorar von 20,000 Fres. zu ſingen. 

In Paris iſt eine neue „Schwediſche Nachtigall“ aufgetaucht, ein Fräulein 
Mathilde de Betou (2), welche wie Jenny Lind eine Schülerin Manuel Garcia's 
iſt und ihrer berühmten Landsmännin eine gefährliche Nebenbuhlerin zu werden 
droht. Nachdem ſie, unſerem Franzöſiſchen Gewährsmann zufolge, die Salons 
von Paris durch die Kraft und das Pathos ihrer Stimme, fo wie durch die Gle- 
ganz ihres Styls hinlänglich entzückt, will ſie nun ihren Flug nach London nehmen. 

Bei Stockholm iſt am 3. Mai der Circus des Herrn Tourniaire, angeblich 
durch Feueranlegung, ein Raub der Flammen geworden. Der Schaden wird auf 
270,000 Frcs. angegeben. 

(Vorzüge des ſchönen Geſchlechts.) Nach Haller können die Frau⸗ 
enzimmer den Hunger länger ertragen, als die Manner; nach Plutarch ſich ſchwe⸗ 
rer berauſchen; nach Unger werden ſie älter und bekommen nie ein kahles Haupt; 
nach de la Part haben fie die Seekrankheit ſchwächer; ſchwimmen nach Ariſtoteles 
länger oben, und werden nach Plinius ſelten von Löwen angefallen. 


Stadttheater in Poſen. 

Dienſtag den 2. Juni: Die weiße Dame 
vom Schloſſe Avenel; komiſche Oper in 3 Ak⸗ 
ten von Scribe; Muſik von Boieldieu. 

Donnerſtag den 4. Juni die erſte Polniſche Vor⸗ 
ſtellung. 


Heute um 114 Uhr Vormittags entriß uns der 
Tod unſern heißgeliebten Roman, unſer jüngſtes 
Kind in einem Alter von 3 Jahren und 10 Mona- 
ten. Poſen, den 31. Mai 1847. 

P. Spiller nebſt Frau. 


Bekanntmachung, 

Es wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht, daß für dieſen Sommer, eben fo wie im 
vorigen Jahre, außer den beſtehenden Privat- und 
Militair⸗Badeanſtalten 

1) als öffentlicher Badeort abermals diejenige S telle 
im Warthafluß, welche der erſten Ratayer 
Ziegelei gegenüber liegt und 

2) als ſichere Pferdeſchwemme diejenigen Stellen 
im genannten Fluß, welche zwiſchen der Dal⸗ 
kowskiſchen Privat-Badeanſtalt und der St. 
Rocher Ueberfähr belegen, 

beſtimmt, auch durch Tafeln an den Plätzen und 
durch Pfähle im Fluß bezeichnet worden ſind. 

Das Baden und auch dos Schwemmen an ans 
dern Orten, als den hier bezeichneten, namentlich 
näher der Stadt zu, oder innerhalb derſelben, iſt 
durchaus unzuläſſig, und wird nach Umſtänden ent⸗ 
weder mit 1 bis 5 Thaler Geld- oder verhältnißmä⸗ 
ige Gefängnißſtrafe, oder auch den Beſtimmungen 
des §. 183. Tit. 20. Thl. II. des Allg. Landrechts 
gemäß, geahndet werden. 

Die ambulanten Polizei⸗Veamten find beauftragt, 
jeden Uebertreter dieſer Anordnung zur Beſtraſung 
anzuzeigen event. auch zu verhaften. 

Poſen, den 27. Mai 1847. 0 

Der K. Polizei-Präſident. 
In Vertretung: Hirſch. 


Bekanntmachung. 

Das Publikum wird wiederholt auf den §. 100. der 
Feuerlöſch⸗Ordnung für Poſen vom 3. März 1840 
aufmerkſam gemacht, wonach bei einem zur Abend⸗ 
oder Nachtzeit ausgebrochenen Feuer die benachbar⸗ 
ten Einwohner bis auf eine Entfernung von 500 
Schritt im Umkreiſe von der Brandſtelle die Fenſter 
der Parterre: Wohnungen von innen erleuchten müſ⸗ 
fen. Diejenigen, welche dieſe Anordnung nicht be⸗ 
folgen, verfallen nach $. 101. I. c. in eine Strafe von 
5 Rthlr. oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe. 

Poſen, den 28. Mai 1847. 

Der K. Polizei⸗Präſident. 
In Vertretung: Hirſch. 


Bekanntmachung. 

Für das Jahr 1847 haben wir den Anfang der 
Gerichtsferien auf den 24ſten Juli, das Ende ders 
ſelben auf den Aten September c. feſigeſetzt. 

Während dieſer Ferien werden nur ſolche Angele: 
genheiten bearbeitet werden, welche ihrer Natur nach 
keinen Aufſchub leiden und im Geſetze als der Be⸗ 
ſchleunigung bedürfend bezeichnet ſind, als Wechſel⸗, 
Executiv⸗, Mandats⸗, Alimenten⸗, Arreſt⸗Admini⸗ 
firationg- , Sequeſtrations⸗, Exmiſſions⸗ Kriminal- 
ſachen und Geſchätte der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Auf Gegenſtände dieſer Art ſind daher die bei den 
Gerichten anzubringenden Geſuche und Eingaben zu 
beſchränken. Andere finden im Laufe der Ferien nur 
Erledigung, wenn fie mit einer beſonders beizufü⸗ 
genden Eingabe als Ferialſachen bezeichnet ſind, und 
die im Verzuge obwaltende Gefahr zureichend dar— 
gethan wird. 

Poſen, den 4. Mai 1847. 

Königliches Oberlandesgericht. 


Nothwendiger Verkauf. 


Ober⸗Landesgericht zu Jo ſen. 
Abtheilung für die Prozeß⸗Sachen. 


Das im Schildberger Kreiſe belegene adelige 
Rittergut Mikorzyn, Autheil A., dem Ans 
dreas von Droſzewski und den 1 Geſchwiſlern 
v. Kobylaßsti, Marianna Rofalie Anto⸗ 
nina Tyecla, Franz Dien Johann 
Cantius, Johann Cantius Egidius Ste, 
phan und Vincent Joſeph gehörig,, ln 
abgeschätzt auf 10,707 Rihlr. 22 Sgr. 7 Pl. zu oige 
der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in der 
Regifiratur einzufehenden Taxe, fol zum Zweck der 
Auseinanderſetzung 
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am 15ten November 1847 Vormittags 
9 um 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Der dem Aufenthalte nach unbekannte Miteigens 
thümer Franz Dioniſius Johann Cantius 
v. Kobylanski wird hierdurch öffentlich vorgeladen. 

Poſen, den 27 März 1847. 


Bekanntmachung. 


Der Grundbeſitzer Mathias Mlynarek zu 


Inowraclaw iſt durch das Erkenn' niß J. Inſtanz 
des unterzeichneten Ober-Landesgerichts vom heuti⸗ 
gen Tage für einen Verſchwender erklärt worden 
Bromberg, den 4. Mai 1847. 
Königliches Ober Landesgericht. 
Erſter Senat. 


DPro cla ma. 
In dem Hypothekenbuche des im Gneſener Kreiſe 
belegenen adeligen Gutes Charzewo ſtehen: 

Rubrica III: No. 1. 

8066 Rthlr. 16 9 Gr. oder reſp 40,000 Gulden 
polniſch als eine Pfandſumme, 7000 Gulden 
polniſch Kapital und 1400 Gulden polniſch an 
rückſtändig geweſenen Zinſen, als eine an den 
Anton von Ulatowski bezahlte Realſchuld, 
zuſammen alſo 48,400 Gulden polniſch, ange⸗ 
meldet von dem Kaufmann Samuel Gott⸗ 
fried Fuchs als eine Real⸗Forderung ad 
protocollum vom dten März 1796 und agnos⸗ 
cirt von der Eigenthümerin Juſtine verwitt⸗ 
weten von Vrzechfa, gebornen v. Tram p⸗ 
czynska ad protocollum vom 30ſten No⸗ 
vember 1796 ex decreto vom Aten November 
1797 für den Kaufmann Samuel Gottfried 
Fuchs mit dem Bemerken, daß Ereditor ſich 
wegen dieſer Forderung in dem Pfandbefig des 
Gutes befindet, eingetragen, worauf laut der 
von dem Inhaber Samuel Gottfried 
Fuchs coram Notario et testibus ausgeſtell⸗ 
ten Obligation d. d. Poſen den 2. Mai 1803; 

3000 Rthlr. in Courant a 5 pro Cent Zinſen in 
halbjährlichen Raten zahlbar, unter Verpfän⸗ 
dung der obigen Forderung für den Banquier 
Meyer Bernhard zu Frankfurt a/ O. auf 
Anſuchen des Schuldners de praesentato den 
3ten Mai 1803 ex decreto vom gten ej. m. 
ſubingroſſirt ſind. 

Das über die ſubingroſſirten 3000 Rthlr. ertheilte 
Hypotheken-Inſtrument beſteht aus einer vidimirten 
Abſchrift der Anmeldungs- Verhandlung vom Aten 
März 1796, des Agnitions-Protokolls vom 30ſten 
November 1796 im Extrakt, der Intabulationsnote 
vom Iten Auguſt 1798, des Hypothekenſcheins der 
vormaligen Südpreußiſchen Regierung zu Poſen vom 
gien Auguſt 1798, der Intabulations-Note vom 
17ten Juli 1802, aus der Original⸗Obligation des 
x. Fuchs vom 2ten Mai 1803 über 3000 Rthlr., 
nebſt Subingroſſations-Note vom 31ſten Mai 1803 
und dem Original-Hypotheken-Recoanitionsſchein 
der chrmaligen Südpreußiſchen Regierung zu Poſen 
vom 3lfien Mai 1803, und ift angeblich verloren 
gegangen 

Es werden daher alle diejenigen, welche an die 
ſubingroſſirte Poſt der 3000 Rthlr. und das darüber 
ertheilte, vorſtehend bezeichnete und verloren gegan⸗ 
gene Hypotheken-Inſtrument als Eigenthümer, Ceſ⸗ 
fionarien, Pfand- oder ſonſtige Wriefs⸗Inhaber, oder 
aus irgend einem andern Grunde Anſprüche zu ma⸗ 
chen haben, hierdurch aufgefordert, ſolche in dem auf 

den Iten Auguſt c. Vormittags um 10 Uhr 
vor dem Deputirten Herrn Ober-Landes ge ichts⸗ 
Rath v. Kurnatowski in unſerm Inſtruktions⸗ 
Zimmer anberaumten Termine anzumelden, widri⸗ 
genfalls dieſelben mit ibren Anſprüchen auf die ge⸗ 
dachte Poſt und das Hypotheken-Dokument präclu⸗ 
dirt werden, ihnen deshalb ein ewiges Stillſchwei⸗ 
gen auferlegt und mit Amortiſation des Dokuments 
verfahren werden wird. 

Bromberg, den 19. März 1847. 

Königl. Ober⸗Landesgericht. 
Zweiter Senat. 


Zu der am öten Juni d. J. Nachmittags 5 Uhr 
im Saale des Friedrich-Wilhelms⸗-Gymnaſiums 
ſtattfindenden Verſammlung werden die Mitglieder 
des hieſigen Lokal-Vertins der Guſtav⸗Adolph⸗Stiſ⸗ 
tung hierdurch eingeladen. 

Poſen den 26. Mai 1847. 

er Vorfand des hiefigen Guſtav⸗ 
Adotph⸗Vercins. 


Auktion. 


Mittwoch den 2ten Juni Vormittags von 
10 und Nachmittags von 3 Uhr ab, ſollen im Auk⸗ 
lions⸗Lokal Friedrichsſtraße No. 30. mehrere Nach⸗ 
laß lachen, dbeſtehend in Möbeln, Wäſche, Betten, 
Kleidungsſtücken, etwas Silrerzeug, wobei zwei Ta⸗ 
ſelleuchter, eine Tiſchuhr, nebſt mehreren Gegenſtän⸗ 
den zum Gebrauch von Kupfer, Zinn, Blech ꝛc ge⸗ 
gen baare Zahlung verſteigert werden. An ſchütz. 
2b uu ³˙.m VE 

95 85 Auktion. 

itt wo en ten Juni d. J. Vormittags 
Y Uor ſollen im Austrage & ed h Wach 0 
Stadigerichts hier ſelbſt, in dem Hauſe No. 67. am 
alten Markt Darterre, verſchiedene Möbel „ein neues 
1 lere vollſtändige neue Laden⸗Repoſi⸗ 

rien, und zwei dergleichen ild b i 
meiftbietend verſteigert N e, a 
. . TEPR 

Zur gütigen Beachtung! 

Einem hohen Adel und hochgeehrten Publikum 
zeige hiermit an, daß ich am Öten Juni c. wieder in 
Poſen eintreffen und Friedrichsſtraße No. 36. der 
Poſtuhr gegenüber logiren werde. 

G. F. Selle, 
Maitre Tallieur aus Berlin. 


Friſchen Steinkohlentheer verkauft billigſt 
F. Seidemann, Walliſchei. 


Mein 


Mode⸗Waaren⸗Lager 
befindet ſich jetzt Wilhelmsſtraße No. 8. 
Poſen. Meyer Falk. 


n 2 
Während des W 


ist in der Nähe des Kano- 
nonenplatzes eine elegaute 


Parterre Wohnung nebst 
Pferdestall, Wagen und 


Wollremiese billig zu ver- 
miethen. Näheres bei 
S. Orenstein, 

der Postuhr gegenüber. 


CCT 


Breslauerſtraße No. 4. 
ſind große Wollniederlagen zu vermiethen. 


eee e ee 


Ein möblirtes zweifenſtriges Zimmer parterre nebft 
Stall auf 4 Pferde ſind während des Wollmarktes 


und Johanni⸗Verſur zu vermiethen bei 


W. Czapinski, 
Breiteſtraße No. 20. 


eg 
N 


Ein möblirtes Zimmer nebſt Schlaftabinet 
und einer großen Remiſe, find während des 
Wollmarktes Vreslauerſtraße No. 14. zu ver⸗ 
miethen. ; f 
A. Neid. 
El 


n 


8 Breslauerſtraße No 4. 
iſt ein großer fo wie ein kleiner Laden nebſt den dazu 
gehörigen Wohnungen und Bel-Etage von Michatli 
ab zu vermicthen. C. Blau. 


Eine friſche Sendung geräucherter 25 iſt neuer⸗ 


dings angelangt alten Markt No. 


Pommerſchen Räucher⸗ und mari⸗ 
nirten Lachs empfiehlt zu billigen Preiſen 
der Reſt urateur L. Caſſel, 
No. 16. der neuen Brodhalle gegenüber. 


Beſten friſchen Porter, 
= neue Heringe 
offerirt 


* 

B. L. Präger, 
Waſſerſtraße im £uifeng. bäude No. 30, 
5 (Hierzu Beilage.) 


124. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 25. Mai. 


(Schluß.) 
Abg. Sattig (lieſt): 
Gut ach ten 


5 er 
vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände über den Antrag des Abgeord⸗ 
neten von der Heydt, betreffend die Verweiſung des Haupt-Finanz⸗Etats und 
der Ueberſicht der Finanz -Verwaltung an eine Abtheilung zum Zwecke der 

Vorbereitung der Information für den Vereinigten Landtag. 


In Rückſicht auf die ſeitens des Herrn Marſchalls der Kurie der drei 
Stände erfolgte Zurückweiſung des Antrags des Abg. Camphauſen auf Ueber⸗ 
weiſung des Haupt⸗Finanz⸗Etats pro 1847 und der Ueberſicht der Finanz⸗ 
Verwaltung aus den Jahren 1840 bis 1846 an eine Abtheilung behufs der 
näheren Informirung der Kurie darüber — hat der Abg. v. d. Heydt den 
Antrag geſtellt: es möge einem hohen Landtag gefallen, an Se. Majeſtät den 
König die ehrerbietigſte Bitte zu richten, die baldigſte Verweiſung des Haupt⸗ 
Finanz⸗Etats und der vorgelegten Ueberſicht der Reſultate der Finanz-Ver⸗ 
waltung an eine Abtheilung zur Prüfung und Bericht⸗Erſtattung zum Zwecke 
der Information des Vereinigten Landtags Allergnädigſt zu geſtatten. Er 
hat dieſen Antrag dadurch zu begründen geſucht, daß in dem F. 11 der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Februar c. über die Bildung des Vereinigten Landtags — 
im Gegenſatz zu dem dem Vereinigten Landtag in den vorhergehenden Para⸗ 
graphen eingeräumten Rechte der Bewilligung oder Verſagung neuer Darlei⸗ 
hen und neuer oder erhöhter Steuern — das Recht der Feſtſtellung des Haupt⸗ 
Finanz⸗Etats und die Beſtimmung über die Verwendung der Staats-Einnah- 
men und der ſich dabei ergebenden Ueberſchüſſe der Krone allerdings aus⸗ 
ſchließlich vorbehalten iſt, daß aber die Begutachtung dieſer Gegenſtände von 
dem dem Vereinigten Landtag in allen inneren Angelegenheiten eingeräumten 
Berathungsrecht keinesweges ausgeſchloſſen ſei, wie denn auch in Betreff der 
Verwendung von Ueberſchüſſen der Beirath ſchon ausdrücklich erfordert ſei, 
— daß ſodann nach F. 8 der Geſchäfts-Ordnung die von der Regierung aus⸗ 
gehenden Mittheilungen in einer Plenar-Verſammlung zu verleſen und dann 
den Abtheilungen zu überweiſen ſeien, folglich eine den einzelnen Abgeordne⸗ 
ten mittelſt Vertheilung gedruckter Exemplare gemachte Mittheilung die durch 
das Geſetz beſtimmte offizielle Information für den Vereinigten Landtag um 
ſo weniger erſetzen könne, als derſelbe nur in organiſcher Verſammlung ir⸗ 
gend eine Wirkſamkeit ausüben oder irgend eine offizielle Mittheilung oder 
Information entgegennehmen könne, — daß endlich zum Zweck der durch das 
Geſetz vorgeſchriebenen Information, welche durch ein brevi manu erfolgte 
Uebergabe nicht erſetzt werden könne, die vorherige Prüfung und Berichter⸗ 
ſtattung durch eine Abtheilung in der Natur der Sache begründet ſei. Der 
allegirte §. 11 lautet: „Wird der Vereinigte Landtag zu einer der in den 
88. 4 bis 10 bezeichneten Angelegenheiten einberufen, fo ſollen demſelben je⸗ 
derzeit der Haupt⸗Finanz⸗Etat und eine Ueberſicht des Staats⸗Haushalts für 
die Zeit von einer Verſammlung zur anderen zur Information vorgelegt wer⸗ 
den. Die Feſtſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats, ſo wie die Beſtimmung über 

die Verwendung der Staats-Einnahmen und der dabei ſich ergebenden Ueber- 
ſchüſſe zu den Bedürfniſſen und zur Wohlfahrt des Landes, verbleibt ein aus⸗ 
ſchließendes Recht der Krone.“ Nach dem im Schlußſatz dieſes Paragraphen 
ausgeſprochenen Vorbehalt der Krone iſt eine Prüfung, um auf Grund der⸗ 
ſelben Abänderungen herbeizuführen, nach Lage der Geſetze unzuläſſig. Die 
Abtheilung verſtändigte ſich aber mit dem Antragſteller dahin: daß derſelbe 
in ſeinem Antrage unter Prüfung nicht eine ſolche zum Zweck der Abände⸗ 
rung, ſondern nur eine ſolche Prüfung, wie ſie zur Erlangung jeder vollſtän⸗ 
digen Information erforderlich ſei, verſtanden habe. Die hiernach folgender⸗ 
maßen formulirte Frage: Soll der Autrag dahin befürwortet werden, daß 
Sr. Majeſtät der König allerunterthänigſt gebeten werde, Allergnädigſt zu ge⸗ 
ſtatten, daß der Haupt-Finanz-Etat und die Ueberſicht der Finanz-Verwal⸗ 
tung einer Abtheilung zur Bericht⸗Erſtattung an das Plenum behufs Infor⸗ 
mirung deſſelben im Sinne des §. 11 der Verordnung vom 3. Februar c. 
überwieſen wird? wurde von 7 Mitgliedern der Abrheil. bejaht, von 5 verneint. 
Ich erlaube mir noch zu bemerken, daß der vierten Abtheilung noch eine an⸗ 
dere Petition vorliegt, welche dahin gerichtet iſt, Se Majeftät zu bitten, den 
Haupt⸗Finanz⸗Etat dem Vereinigten Landtage künftig zur Mitfeſtſtellung zu 
übergeben. Die Abtheilung hat dieſe beiden Gegenſtände getrennt, weil es ſich 
hier nur um Interpretation der Verordnung vom 3. Februar hinſichtlich der 
Ausübung eines bereits verliehenen ſtändiſchen Rechts handelt, in jener ande- 
ren Petition dagegen um die Erweiterung der ſtändiſchen Rechte. 

Abg. v. Olfers: Hohe Verſammlung! Ich bin den Berechnungen 
des Staatshaushalts-Etats aus Liebe für die Sache, nicht jetzt in meiner 
Stellung als Landtags-Abgeordneter, ſondern ſchon aus frührer Zeit immer 
gefolgt und kann ſagen, daß ich ſowohl den Staatshaushalts Etat als die 
Kontabilität der Rechnungen in einer ſo regelmäßigen Stellung gefunden 
habe, daß ich glaube, wohl darauf antragen zu dürfen, das wir den Staats⸗ 
haushalt, wie er jetzt vorliegt, für jetzt unſeren Berathungen, unſeren Be⸗ 
ſchlüſſen zu Grunde legen können. Ich bin überzeugt, wenn wir den Staats⸗ 
haushalts⸗Etat, wenn wir die ſämmlichen Berechnungen, welche dazu gehö⸗ 
ren, und wozu noch mehr Berechnungen gehören, als uns vorliegen, gründ⸗ 
lich erörtern wollen, d. h. vorläufig durch eine Abtheilung, worauf dann na⸗ 
türlich folgen müßte, daß auch die Diskuſſton in pleno eröffnet würde, wir 
uns auf ein Feld ſiellen würden, wo wir nach meiner vollen Ueberzeugung 
in acht Tagen nicht fertig werden würden. Ob das gerade für jetzt rathſam 
wäre, das gebe ich zu bedenken. Ich glaube ganz fiber, wir thun beſſer, 
jene Diskuſſton fortzulaſſen und uns nicht auf dieſes Feld zu begeben, um 
andere viel näher liegende wichtigere Gegenſtände berathen zu können. 

Abg. Zimmermann: Vor allen Dingen ſtimme ich der Aeußerung 
des geehrten Redners bei, welcher die Tribüne eben verlaſſen hat, daß wir 
uns nicht in eine materielle Diskuſſton über den Gegenſtand zu verlieren ha⸗ 
ben würden; aber dieſe Frage ſcheint mir Reſultat reiflicher Erwägung der 
Abtheilung werden zu müſſen. Wir aber müſſen uns eifrig angedeihen ſein 
laſſen, daß wir durch die Abtheilung uns eine Kenntniß verſchaffen, damit 
wir unſer Urtheil zu begründen befähigt werden. Deshalb halte ich es für 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 1. Juni 1847. 


nöthig, daß die Sache uns zur Information durch eine Abtheilung vorgelegt 
wird. 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Ich ſtimme dem Gutachten der 
Majorität der Abth. bei. Ich werde nun ſuchen, Ihnen die Gründe, die mich 
zu dieſem Votum beſtimmt haben, darzuſtellen. Ich glaube, daß Wenige unter 
uns ſind, die ſich des großen Verſtändniſſes rühmen dürfen, was eben der Hr. 
Abgeordn. von Münſter uns in Beziehung auf ſeine Perſon mitgetheilt hat; ich 
glaube nicht, daß Viele unter uns ſind, die die uns mitgetheilte Ueberſicht des 
Finanz⸗Zuſtandes ſo gut begriffen und verſtanden haben, wie dieſer Herr Ab⸗ 
geordnete. Ich wenigſtens für mein Theil muß in aller Beſcheidenheit be⸗ 
kennen, daß für mich noch gar Vieles nicht vollſtändig, nicht deutlich genug 
mitgetheilt iſt. Man kann aus dieſen Mittheilungen nicht erſehen, wie ei⸗ 
gentlich die Verwendung der Staats > Einnahmen geweſen iſt; es find darin 
nur ſehr allgemeine Angaben darüber enthalten. Sie können nichts ſehen 
aus den Mittheilungen, wie viel z. B. die Beſoldungen der ſämmtlichen Ci⸗ 
vilverwaltung betragen, Sie können nicht genau ſehen, wie viel zu Feſtungs⸗ 
bauten, wie viel zu anderen Verwendungen im Kriegs-Miniſterium erforder⸗ 
lich iſt. um ein Budget überſehen zu können, meine Herren, gehört ein ge⸗ 
nauer Nachweis, ein Nachweis, wie er auch in anderen Staaten üblich iſt. 
Das hier (ein Volumen vorzeigend) iſt das, was die Staats-Regierung den 
einzelnen Mitgliedern des Landtags hat zukommen laſſen. Ich will Sie nun 
aufmerkſam machen auf die Mittheilungen, welche jedem Deputirten der 
franzöſiſchen Kammer über den Staatshaushalt jährlich gemacht werden. Das 
iſt das Budget. (Zwei Bände vorzeigend.) Da können Sie genau nach⸗ 
ſehen, wie die Einnahmen entſtehen und verwendet werden. Das iſt dasje⸗ 
nige von Belgien; (ein anderes Volumen vorzeigend) und damit Sie nicht 
glauben, meine Herren, daß dergleichen vollſtändige Mittheilungen nur in 
den konſtitutionellen Staaten ſtattfinden, ſo zeige ich Ihnen hier auch das 
von Dänemark, einem vertragsmäßig rein abſolutiſtiſchen Staat, (ein ande⸗ 
res Volumen vorzeigend) Sie werden daraus ebenfalls, inſofern Sie däniſch 
verſtehen, jede Einnahme und jede Ausgabe genau entnehmen können. Alle 
dergleichen Ueberſichten des Finanz-Haushalts gewähren einen ſehr nützlichen, 
intereſſanten Blick in den Zuſtand der Länder, auf welche ſie ſich beziehen. 
Da Manchen von Ihnen das Forſchen darüber angenehm, vielleicht auch 
nützlich fein wird, fo werde ich dieſe verſchiedenen Schriftſtücke in das Sekre⸗ 
tariat wenigſtens während 8 Tage zur Einſicht der Herren Abgeordneten nie⸗ 
derlegen. Den Ständen iſt das Recht eingeräumt worden, bei Einführung 
neuer und bei Veränderung beſtehender Steuern ihre Zuſtimmung zu geben 
oder zu verweigern. Ich verkenne gewiß nicht die Bedeutung dieſes Rechts, 
aber ich habe auch die Ueberzeugung, daß dergleichen Rechte nicht aus ande⸗ 
ren als politifh-vernünftigen Rückſichten dem Landtage beigelegt worden find. 
Die Stärke der Regierung beruht, wie bereits mehrmalen hier bemerkt wor⸗ 
den iſt, auf der Uebereinſtimmung der Nation mit ihr, alſo auf der Ueber⸗ 
einſtimmung der Regierung mit dem Landtage. Gerade nun, weil das Ein⸗ 
führen neuer Steuern oder das Verändern der beſtehenden eine Angelegenheit 
iſt, wodurch jedesmal oder faſt ohne Ausnahme eine große Zahl von Perſo⸗ 
nen verletzt wird, iſt eine ſolche Zuſtimmung nothwendig gehalten worden. 
Ebenfalls iſt dies auch bereits in dem Geſetze von 1820 in Beziehung auf 
die Anleihen erkannt worden. Alſo gerade bei den Punkten, wo es darauf 
ankommt, daß die Regierung die größte moraliſche Kraft habe, tritt die Zu⸗ 
ſtimmung des Landtags ein. Nun, aber meine Heren, frage ich Sie, ob nicht 
auf der anderen Seite der Landtag immer eine innere Schwäche haben muß, 
wenn ihm das Mittel einer wirkſamen Einwirkung auf die Verwendung des 
Geldes, auf Verwendung der Staats-Einnahmen fehlt? Wird er nicht im⸗ 
mer bei Bewilligung neuer Steuern, bei Bewilligung neuer Anleihen ſich 
ſelbſt ſagen müſſen, oder wird nicht die Mehrzahl von uns ſich ſagen müſſen, 
wie vermögen wir neue Steuern zu bewilligen, wie vermögen wir das Ge⸗ 
häſſige, das Unangenehme von Ausführung einer ſolchen Maßregel auf uns 
zu nehmen, wenn uns jede Einwirkung auf Verwendung der Staats⸗Ein⸗ 
nahmen fehlt! Es iſt alſo nach meiner innigen Ueberzeugung das wahre In⸗ 
tereſſe des Gouvernements, einen ſolchen Zuſtand aufhören zu laſſen. Der 
Zweck des Vereinigten Landtags im Sinne des Gouvernements kann nie er⸗ 
reicht werden, ſo lange wir nicht eine weſentliche Einwirkung auf Verwen⸗ 
dung der Staats-Einnahmen haben. Was die Majorität der Abtheilung 
beantragt hat, iſt ein kleiner Theil von einer ſolchen Einwirkung, es iſt das 
Minimum, und dieſes, meine Herren, hoffe ich, werden Sie einſtimmig erbitten. 

Abg. v. Olfers: Ich bemerke nur, daß, wenn der verehrte Redner aus 
der Rheinprovinz in ſeiner liebenswürdigen Beſcheidenheit ſagt, er verſtehe 
den Staatshaushalt nicht in allen ſeinen Theilen, ſo iſt dies nichts Neues für 
uns, ich felbft habe berührt, daß die uns vorliegenden umfaſſenden Papiere 
zu unſerer vollſtändigen Aufklärung nicht hinreichen werden, ſondern noch an⸗ 
dere Berechnungen dazu nothwendig ſind. Ich glaube aber, meine Herren, 
daß dieſes eine Menge Zeit erfordern wird, und dieſe bitte ich auf Gegen⸗ 
ſtände zu verwenden, welche viel wichtigere Materien berühren. (Unruhe.) 

Marſchall: Wir werden darauf nicht zurückkommen dürfen. 

Abg. Siebig: Hohe Verſammlung! Wenn Se. Majeſtät der König die 
Repräfentanten des Volkes zuſammenberufen hat, um in den wichtigſten An⸗ 
gelegenheiten des Staates mit ihnen Rath zu pflegen, um ihren Rath zu 
vernehmen, ſo glaube ich, giebt es keine wichtigeren, als die Finanz⸗Verhält⸗ 
niſſe über Einnahme und Ausgabe. Es iſt nicht zu zweifeln, daß das Rech⸗ 
nungsweſen, wie es uns vorliegt, in wohlgeordneten Zahlen erſcheint; dage⸗ 
gen kann ſich der Laie nicht überzeugen, daß das, was daſteht, auch richtig 
ee.‘ (Oho! ) wenn er nicht geprüft hat. (Wiederholter Ausruf: 
Oho!) wenn er nicht geprüft hat. Alſo Prüfung iſt überall nothwendig, wie 
im Kleinen, ſo im Großen. Ich kann mich nur der Mehrheit der Kommiſſion 
dahin anſchließen, daß eine Petition der Art eingereicht werden möge, daß der 
Finanz⸗Etat in allen feinen Theilen zur Prüfung des hochgeehrten Vereinig⸗ 
ten Landtages komme. 

Abg. Tſchocke: Hohe Verſammlung! Ich ſchließe mich dieſer Petition 
an und nicht blos deshalb, weil dadurch ein längſt von mir gehegter Wunſch 
befriedigt wird, ſondern auch noch aus dem Grunde, weil ich das, was in 
der Petition beantragt wird, für eine gebieteriſche Pflicht des hohen Land⸗ 
tages halte. a 
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Abg. v. Brünneck: Ich werde auf die Materie gar nicht eingehen und 
mich ſtreng halten an das Gutachten der Abtheilung. Ich muß geſtehen, daß 
mir aufgefallen iſt, daß über die vorliegende Frage, auch nur entfernt, hat 
ein Zweifel ſtattfinden können. Ich kann das Dee, und namentlich den §. 
II, durchaus gar nicht anders verſtehen, als daß die Haupt⸗Finanz⸗Etats 
dem Landtage zur Information hingegeben werden ſollen, das heißt doch 
wohl zu feiner offiziellen, amtlichen Information, nicht aber den einzelnen 
Mitgliedern zu ihrer Privat⸗Information. Daher hat es mich befremden müſ⸗ 
ſen, aus dem Gutachten der Abtheilung zu entnehmen, daß des Königs Ma⸗ 
jeſtät allerunterthänigſt erſucht werden ſolle, uns die Erlaubniß zur Ueber⸗ 
weiſung des Haupt⸗Finanz⸗ und Staatsſchulden⸗Etats an eine beſondere Ab⸗ 
theilung zur Vorberathung und Berichterſtattung zu erwirken. Ich habe dies 
als eine uns gebotene Pflicht betrachtet, als ſich von ſelbſt verſtehend, im F. 
11 des Geſetzes liegend. Daher ſtimme ich dem Antrage der Abtheilung voll⸗ 
kommen bei; ich möchte aber zunächſt noch an den Herrn Königl. Kommiſſar 
die Frage richten, ob ich das Geſetz vollkommen richtig verſtanden habe, und 
ob es dennoch nöthig fein wird, an Se. Majeſtät den König dieſerhalb einen 
beſonderen Antrag zu richten. } 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube, daß ich mich in Beziehung auf 
den Antrag der Abtheilung: „Se. Majeſtät den König zu bitten, den Staats⸗ 
haushalts⸗Etat einer beſonderen Kommiſſton zur Prüfung zu überweiſen,“ 
ſofern dieſe Prüfung keinen anderen Zweck haben fol, als denjenigen, der im 
§. II deutlich angezeigt if, d. h. die Verſammlung darüber aufzuklären, ob 
ſie mit gutem Gewiſſen Steuern konſentiren oder der Kreirung von Darle— 
hen ihre Zuſtimmung geben kann, daß, ſage ich, ich mich über dieſen Antrag 
jeder Aeußerung um ſo mehr enthalten kann, als nach meiner Ueberzeugung 
die Mittel und Wege, dieſen Zweck zu erreichen, dem Landtage vellſtandig 
gegeben ſind, indem die Abtheilung, welcher jene finanziellen Fragen vorlie⸗ 
gen, das Recht und die Pflicht hat, ſich zu informiren und dem Landtage 
darüber Bericht zu erſtatten. 

Abg. v. Manteuffel II.: Ich ſchließe mich derjenigen Anſicht durch⸗ 
aus an, welche eine möglichſt ausfuhrliche Darſtellung des Staatshaushaltes 
für dieſe hohe Verſammlung wuünſcht, ich halte aber dafür, daß dieſe Dar⸗ 
ſtellung in der Weiſe, wie in dem Abtheilungs⸗Gutachten vorgeſchlagen wor⸗ 
den iſt, nicht erlangt werden kann. Ich halte dafür, daß eigentlich eine In⸗ 
formations⸗Ertheilung einer Abtheilung an dieſe hohe Verſammlung etwas 
ganz Abnormes ſein möchte. Um deswillen halte ich den von der Abtheilung 
vorgeſchlagenen Ausweg nicht für einen ſolchen, den man einſchlagen könnte, 
und muß mich deshalb gegen das Gutachten erklären. 

Abg. Hanſemann: Unter dem, was der hochverehrte Herr Landtags⸗ 
Kommiſſar uns eben mitgetheilt hat, habe ich mit beſonderer Freude bemerkt, 
daß die größte Bereitwilligkeit vorhanden iſt, dem Landtage alle Etats, die 
er wünſcht, mitzutheilen; aber nicht nur allein dem Landtage, ſondern auch 
jedem Einzelnen. Gerade nun, weil ein ſolches Mittheilen an Einzelne un⸗ 
möglich iſt, ohne daß man die ganze Ueberſicht drucken läßt, iſt es nöthig, 
daß man künftig eine genauere Ueberſicht drucken laſſe. 

Landtags⸗Kommiſſar: Vor allen Dingen glaube ich hier einem Miß⸗ 
verſtändniß vorbeugen zu müſſen, welches ich, wenn meine Worte wirlich dazu 
Veranlaſſung gegeben haben ſollten, fehr bedauern müßte. Ich glaube nicht, 
geſagt zu haben, daß nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung eine 
Abtheilung gebildet werden dürfe, um den Staats-Haushalt zu prüfen und 
an die hohe Verſammlung zu berichten. Das Reglement verweiſt nur Peti⸗ 
tionen und Propoſitionen an beſondere Abtheilungen. Wenn der Herr Land⸗ 
tags⸗Marſchall, bis Se. Mafeſtät anders verfügt haben möchten, einen dahin 
gerichteten Antrag zurückgewieſen hat, ſo bin ich weit entfernt, dieſes als un⸗ 
recht zu bezeichnen, vielmehr glaube ich, daß der Herr Landtags-Marſchall 
vollkommen in ſeinem Rechte war. 

Marſchall: Als der Herr Kommiſſar das Wort nahm, war ich im 
Begriff, dem Herrn Abgeordneten, der geſprochen hatte, zu antworten und 
ihm zu fagen, daß ich weder durch die Worte des Herrn Kommiſſars, noch 
durch ſonſt etwas meine Meinung ändern könne, daß es nicht in meiner Be⸗ 
fugnig geſtanden hätte, den Haupt⸗Finanz⸗Etat, zur Vorbereitung der Vera⸗ 
thung im Plenum, einer Abtheilung zu überweiſen. Im Gegentheil, ich bin 
in meiner Meinung noch dadurch beſtärkt wordeu, daß die Majorität derje⸗ 
nigen Abtheilung, welche ſich mit einem Gegenſtande beſchäftigt, der ihr die 
Veranlaſſung gab, ja vielleicht die Verpflichtung auferlegte, den Haupt⸗Finanz⸗ 
Etat zu prüfen, ſich dazu nicht für befugt gehalten hat, wobei ich bemerken 
muß, daß ich mich in dieſer Majorität nicht befunden haben würde. Ferner 
werde ich in meiner Meinung beſtärkt durch die Gründe der Minorität des 
vorliegenden Gutachtens, welche nicht einmal die Bitte an Se. Majeſtät ge⸗ 
richtet wiſſen will, die Vorlage künftig zu geſtatten. Hiernach muß ich dabei 
bleiben, daß mir die Befugniß nicht zuſtehe, den Haupt⸗Finanz⸗Etat an eine 
Abtheilung zu überweiſen. f | 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Der Haupt⸗Finanz⸗Etat und die Ueber⸗ 
ſicht des Staatshaushalts ſoll der hohen Stände⸗Verſammlung vorgelegt wer⸗ 
den, um ein Urtheil darüber fällen zu können, ob ein Bedürfniß vorhanden 
ſei zu Steuer⸗Erhöhungen, zu neuen Steuern oder zu Anleihen. Es iſt da- 
her bei Entwerfung ſowehl des Haupt⸗Finanz⸗Etats als auch der Ueberſicht 
des Staatshaushalts genau geprüft worden, ob und in welcher Art dieſem 

wecke am richtigſten zu entiprechen ſei. Von einer Seite mußte man zu 
große Details vermeiden, welche zu unendlich voluminöſen Zuſammenſtellungen 
würden geführt haben; andererſeits durfte man die Berechnungen nicht zu 
ſehr abkürzen und zuſammendrängen, damit eine richtige Einſicht möglich ſei. 
Bei Aufſtellung des Haupt⸗Finanz⸗Etats, fo wie der Ueberſicht des Staats⸗ 
haushalts, iſt man von dieſem Geſichtspunkte ausgegangen, und ich glaube, 
daß dadurch im Allgemeinen die nöthige Ueberſicht gewährt wird, um ein Ur⸗ 
theil über die vorliegenden Finanzfragen fällen zu können. Ich kann nur der 
Meinung ſein, daß der Finanz⸗Etat, wie er gegenwärtig vorliegt, ſeinen Zweck 
im Allgemeinen erfüllt. Wo weitere Aufklärung nöthig gefunden wird, werde 
ich ſolche gern geben; ich glaube aber — daß der Verſammlung damit 
gedient fein würde, das ungeheure Material, welches dem Haupt⸗Finanz⸗Etat 
und den Ueberſichten des Staatshaushalts zu Grunde liegt, vorzulegen. Eine 
nähere Prüfung deſſelben würde Monate Zeit und großes Studium erfordern. 
Es kommt nicht blos darauf an, die Zahlen durchzuſehen, ſondern auch dar⸗ 
auf, fie zufammenzuftellen und die Berechnungen, fo wie die verſchiedenen 


Arten von Fractions⸗Berechnungen, die ihnen zu Grunde liegen, zu prüfen, 
und das iſt keine kleine Arbeit. Sollte in einzelnen Sachen es noch wün⸗ 
ſchenswerth ſein, nähere Details zu erhalten, ſo werde ich ſie gewiß nicht vor⸗ 
enthalten, weil ich kein Geheimniß aus der Finanz⸗Verwaltung mache; wollte 
ich dies aber fo weit ausdehnen, daß ich das ganze Material vorlegte, wel⸗ 
ches dem Haupt⸗Finanz-Etat und der Ueberſicht des Staatshaushalts zu 
Grunde liegt, fo würde daraus eine Arbeit erwachſen, die viele Monate 
erforderte. 

Abg. v. d. Heydt: Wir haben gehört, daß man die Abtheilungen für 
verpflichtet hält, ſich über den Haupt⸗Finanz⸗Etat zu unterrichten und denſel⸗ 
ben zu prüfen, nämlich die Abtheilung, welcher auch das Einkommenſteuer— 
Geſetz vorliegt. Es iſt aber vorhin ſchon geſagt worden, daß die Abtheilung 
ſich dazu nicht für verpflichtet erklärt hat, und ich glaube, daß ſie es über⸗ 
haupt nur dann ſein würde, wenn davon durch den Herrn Landtags⸗Mar⸗ 
ſchall Auftrag an die Abtheilung gelangte, wie es für alle Mittheilungen der 
Art Vorſchrift iſt. Da nun aber der Herr Marſchall bei feiner Anſicht ver⸗ 
bleibt, daß es ihm nicht zuſtehe, den betreffenden Etat nebſt Ueberſicht an 
eine Abtheilung zu verweiſen, fo erlaube ich mir, bei meinem Antrage zu be⸗ 
harren und Sie zu erſuchen, nach dem Vorſchlage der Adtheilung die Bitte 
an Se. Majeſtät den König zu beantragen, daß der Haupt⸗Finanz⸗Etat und 
die Nachweiſe an eine Abtheilung verwieſen werden. Es kommt hier auf den 
Grundſatz an, ob eine ſolche Mittheilung blos unter der Hand geſchehen ſolle, 
gerade wie es bei anderen Anträgen, die bisweilen vertheilt wurden, der Fall 
war, wo jedem Abgeordneten ein Exemplar gegeben werden ſoll, oder ob 
dieſe Mittheilung offiziell zu geſchehen habe. Es ſcheint mir wohl der Wich⸗ 
tigkeit der Sache zu entſprechen, dieſerhalb eine Bitte an Se. Majeſtät den 
König zu richten. 

Abg. v. Auerswald: Ich glaube zwar, daß, wenn diejenigen Abthei⸗ 
lungen, die mit den Gegenſtänden beſchäftigt find, von denen es ſich eben 
handelt, auf die Sache in dem Umfange eingehen, wie die Verſammlung es 
wünſchen muß, ſie auch zu einer genügenden Kenntniß von den Spezialitäten 
des Haupt⸗Finanz⸗Etats und Staats⸗Haushaltes gelangen werden, um die 
Wünſche der hohen Verſammlung zu befriedigen. Ich glaube dies aber na⸗ 
mentlich von der Abtheilung, welche die für die Eiſenbahn zu übernehmende 
Garantie behandelt und aus den bereits von dem Herrn Landtags⸗Kommiſſar 
ſelbſt angeführten Daten nothwendig verpflichtet iſt, eine Ueberzeugung davon 
zu gewinnen, ob eine Anleihe nothwendig iſt und warum fie nothwendig iſt. 
Ich glaube daher, daß die Abtheilung bei ihren ferneren Arbeiten in dieſer Be⸗ 
ziehung, wenn fie nicht ſchon abgegeben ſind .. 

Eine Stimme: Sie ſind ſchon abgegeben. 

Abg. v. Auerswald: Nun dann bedaure ich, daß ſie nicht auf die 
Bedenken geſtoßen iſt, welche ihr eine nähere Kenntnißnahme von dem Haupt⸗ 
Finanz⸗Etat als durchaus nothwendig hätten müſſen erſcheinen laſſen. Ich 
kann es nicht verhehlen, und Sie, meine Herren, ohne Ausnahme, werden 
meine Meinung theilen, daß, als die Verordnung vom 3. Februar erſchien, 
der F. 11 derſelben eben fo viel Freude auf der einen Seite, als Beſorgniß 
auf der anderen Seite dahin erregte, daß doch nicht Alles, was zu einer 
gründlichen Kenntniß des Haupt⸗Finanz⸗Etats gehöre, fo vollſtändig, fo aus⸗ 
führlich mitgetheilt werden würde, als es wünſchenswerth ſei. Der Herr Fi⸗ 
nanz⸗Miniſter hat geſagt, die Mittheilung ſei nach beſter Ueberlegung und 
ſo geſchehen, wie man glaube, daß ſie dem Zwecke genügen würde. Das muß 
man chrend anerkennen. Aber es iſt zu bedenken, daß außer denjenigen, 
welche ſicher mit großer Umſicht, mit großer Gewiſſenhaftigkeit den Finanz⸗ 
Etat angefertigt haben, eine große Anzahl von Perſonen exiſtirt, die ihn aus 
anderen Geſichtspunkten betrachtet, aus Geſichtspunkten, welche mehrere Mit⸗ 
glieder von Hauſe aus bewogen haben, auf eine ſpeziellere Mittheilung über 
die Finanz- Verwaltung zu dringen. Weil man aber nicht glaubte, daß es 
zuläſſig gehalten werden würde, auf einzelne in dieſer Verſammlung geſtellte 
Fragen ſo detaillirte Mittheilungen zu machen, wie ſie jetzt von der Mini⸗ 
ſter⸗Bank aus für zuläſſig erklärt worden find, To hat man den Weg ge⸗ 
wählt, daß eine Abtheilung beauftragt wurde, um dem Landtage Bericht zu 
erſtatten Sollte kein anderer Weg gefunden werden, fo glaube ich, daß wir 
bei dem Vorſchlage der Abtheilung ſtehen bleiben müſſen, und ich würde mir 
nur die Bitte erlauben, daß dem Antrage der Abtheilung, welcher mit den 
Worten ſchließt: „überwieſen werde,“ daß dieſem Antrage, der meiner Ueber⸗ 
zeugung nach durchaus nichts von dem enthält, was der Hr. Landtags⸗Kom⸗ 
miſſar als ungeſetzlich zurückweiſen zu müſſen glaubte, noch hinzugefügt würde: 
„und daß die von der Abtheilung behufs einer ſolchen Information erworbe⸗ 
nen näheren Reſultate durch den Druck bekannt gemacht werden,“ welcher 
Zweck jedoch, wie mir in dieſem Augenblicke klar wird, bereits durch den Druck 
des Berichts der Abtheilung ſelbſt vollſtändig erreicht werden kann, da in die⸗ 
ſem jene Reſultate enthalten fein müffen. 

Marſchall: Der Herr Abgeordnete von Manteuffel II. will eine auf 
ſeine Perſon bezügliche Bemerkung machen. 

Abg. v. Manteuffel II.: Ich halte mich verpflichtet, zu bemerken, daß 
ich Referent in dem Berichte bin, der über die öſtliche Eiſenbahn erſtattet 
wird. Dieſer Bericht gehört vor das Plenum. Wenn aber jetzt davon ge⸗ 
ſprochen worden iſt, ſo würde ich glauben, gegen die Pflicht zu verſtoßen, dit 
ich gegen die hohe Verſammlung habe, wenn ich nicht bemerkte, daß bei die⸗ 
ſem Referate ein ſo vollſtändiges Eingehen auf den geſammten Staatshaus⸗ 
halt, wie von einem Redner vorausgeſetzt worden it, nicht ſtattfindet. Ich 
halte mich verpflichtet, dies zu erklären, obgleich es gegen die Anſicht iſt, die 
ich hier vertheidige; aber ich wünſche nicht, daß man mir ſage, ich hätte ge⸗ 
ſchwiegen, und man habe daher etwas Ausführlicheres vorausgeſetzt. Wir 
find in der Abtheilung bei dem Titel „Eiſenbahnweſen“ ſtehen geblieben und 
haben uns nicht veranlaßt geſehen, eine allgemeine Prüfung des Staatshaus⸗ 
haltes zu geben, wie von einem Abgeordneten verlangt worden iſt, weil die 
Anleihe lediglich auf den Titel für das Eiſenbahnweſen fundirt iſt. (Viele 
Stimmen verlangen die Abſtimmung.) g 

Referent Sattig: Die Abtheilung iſt davon ausgegangen, daß mit dem 
Rechte der Zuſtimmung zur Aufnahme neuer Darleihen oder zur Auflage von 
neuen oder erhöhten Steuern auch die ernſte Pflicht auf die Verſammlung 
übergegangen iſt, nur dann neue oder erhöhte Steuern zu bewilligen und die 

uſtimmung zu einer Anleihe zu ertheilen, wenn fie die Ueberzeugung erlangt 
hat, daß ein Bedürfniß dazu da if. Es iſt der Weg, auf welchem dieſe 
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Ueberzeugung erlangt werden ſoll, verſchieden bezeichnet worden. Namentlich 
iſt die Minorität der Abtheilung davon ausgegangen, daß die Abtheilungen, 
welche ſich mit den Finanz⸗Angelegenheiten beſchäftigen, Gelegenheit haben, 
dieſe Information dem Pleno zu gewähren. Die heutige Verhandlung hat 
aber dargethan, daß dieſe Abtheilungen ſich nicht die Aufgabe geſtellt haben, 
darüber, inwiefern ein Bedürfniß nach den Staatshaushalts⸗Verhältniſſen 
wirklich vorliegt, Bericht zu erſtatten. Dieſes Ergebniß der heutigen Ver⸗ 
handlung liefert den Veweis, daß der Antrag der Abtheilung, einer beſonde⸗ 
ren Abtheilung die Ueberſicht des Staatshaushalts und des Finanz⸗Etats zu 
überweiſen, ſich rechtfertigt. (Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Es haben noch drei Redner das Wort. Indeß bei dem 
vielfachen Ruf nach Abſtimmung will ich fragen: ob die hohe Verſammlung 
den Schluß der Debatte wünſcht. Die ihn wünſchen, bitte ich, aufzustehen. 
Er iſt nicht gewünſcht. 5 

Landtags-Kommiſſar: Der geehrte Redner aus der Provinz Preu⸗ 
ßen hat ſein Bedauern darüber ausgeſprochen, daß dem § I nicht vollſtän⸗ 
diger entſprochen ſei, als dies durch die finanziellen Vorlagen geſchehen. Hier⸗ 
gegen glaube ich wiederholt darauf verweiſen zu müſſen, daß in dem Geſetz 
nur vorgeſchrieben iſt, daß der Haupt⸗Finanz⸗Etat vorgelegt werden ſoll, und 
daß hierin das Miniſterium wohl keinen Befehl hat erkennen können, neben 
dem Haupt⸗Etat auch die 3721 Spezial-Etats, worauf folder beruht, mit 
vorlegen und abdrucken zu laſſen. Ich bitte aber, nicht daraus zu ſchließen, 
daß ich dadurch die Verpflichtung anerkannt oder der Entſchließung Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs irgendwie darüber vorgegriffen hätte, ob künftig neben dem 
Haupt⸗Etat auch ſämmtliche Spezial⸗Etats abgedruckt und vorgelegt werden 
ſollen. Ich weiß nicht, welches die Entſchließung Sr. Majeftät hierüber ſein 
wird. Endlich muß ich in Veziehung auf jene Erklärung noch eine Ausnahme 
hervorheben; es iſt die Ausnahme, welche der hohe Landtag bereits kennt, daß 
nämlich der Beſtand des Schatzes, wie er in dem Augenblick exiſtirte, als 
Se. Majeſtät die Regierung übernahmen, zur Zeit ein Geheimniß bleiben 
und nicht veröffentlicht werden ſoll, während diejenigen Verſionen, die ſeit 
dem Regierungsantritt in den Staatsſchatz gefloflen find, der hohen Verſamm⸗ 
lung bekannt ſind, wie auch die Erklärung, daß ſeit jener Zeit keine Summe 
daraus entnommen worden. 

Abg. Schauß: Nach meinem geringen Faſſungsvermögen ſagt, wie die 
Sache heute liegt, das Geſetz in Betreff der Information wohl nicht, daß 
der Landtag, als ſolcher, ſich von dem Finanz⸗Etat informiren ſolle, ſondern 
es will, daß jeder einzelne Abgeordnete eine möglichſt genaue Kenntniß von 
dieſer Vorlage für ſich zu nehmen habe, damit, im Fall er zu irgend einer 
Abtheilung gezogen wird, in welcher über Steuerfragen Berathungen gepflo⸗ 
gen werden, er ſich ſo informirt habe, um dort, wie auch hier in der Plenar⸗ 
Verſammlung, mit ſich ganz eins zu ſein, wo er ſeine Zuſtimmung zu geben 
dat, und wo nicht. In dieſer Beziehung würde ich gewünſcht haben, daß uns 

er Finanz⸗Etat ſchon einige Zeit vor Zuſammenberufung des hohen Land⸗ 
tages zugekommen wäre. Wenigſtens, was mich betrifft, geſtehe ich es ganz 
unverholen, ich habe ihm bis jetzt nur einen flüchtigen Durchblick widmen können. 

Abg. Hanſemann: Zweierlei will ich nur kurz bemerken, erſtlich daß 
die Abſtimmung in der Steuer⸗Abtheilung, von der ich vorhin ſprach, vorge⸗ 
kommen ift, als kein Organ der Regierung gegenwärtig war, fo daß alſo 
der Herr Finanz-Miniſter auch nichts davon wiſſen konnte. Das Zweite, 
was ich zu bemerken habe, iſt, daß ich die erhobene Schwierigkeit der Publi⸗ 
cation von fo und fo viel Tauſend Spezial⸗CEtats nicht einſehe. Es ift ganz 
und gar nicht nothwendig, daß dieſe Spezial-Etats vollſtändig publizut 
werden, ſondern man macht Ueberſichten davon, wie ſie in anderen Ländern 
gemacht werden, wodurch man genügende Einſicht erlangt, auf welche Weiſe 
die Einnahmen verwendet werden. Es iſt jetzt nicht nöthig, die verſchiedenen 
Unterabtheilungen näher zu berühren, der Gegenſtand wird in der Steuer⸗ 
Abtheilung noch vorkommen, und da wird ſich das Nähere bei der Bera- 
thung ergeben. * 

Abg. v Brünneck: Ich habe nur ganz kurz bemerken wollen, daß je 
erfreulicher die Mittheilungen fein müſſen, die wir empfangen haben, und je 
dankbarer wir es anzuerkennen haben, daß Se. Majeſtät der König uns die 
Etats über die ganze Zeit ſeiner Regierungs-Periode vorlegen zu laſſen die 
Gnade gehabt hat, um ſo mehr müſſen wir auch wünſchen, daß dieſerhalb 
eine ſolche Veröffentlichung ſtattfinde, durch welche die verſchiedenartigen Mei⸗ 
nungen, die in dieſer Beziehung vorherrſchen, aufgeklärt würden, und daher 
glaube ich, daß für dieſen Zweck es ein geeignetes Mittel ſein würde, wenn 
eine befondere Abtheilung für die Berathung des Haupt⸗Finanz⸗Etats gebil⸗ 
det würde, die der hohen Verſammlung darüber Vortrag zu halten hätte. 

(Abſtimmung wird von mehreren Seiten gewünſcht.) 

Marſchall: Der Herr Secretair wird die Frage vorleſen. (Lieſt die 
Frage.) Soll der Antrag dahin befürwortet werden, daß Se. Majeſtät der 
König allerunterthänigſt gebeten werde, Allergnädigſt zu geflatten, daß der 
Haupt⸗Finanz⸗Etat und die Ueberſicht der Finanz-Verwaltung einer Abthei⸗ 
lung zur Berichterſtattung an das Plenum behufs Informirung deſſelben im 
Sinne des §. 11 der Verordnung vom 3. Februar c. überwieſen wird? Die 
für die Bejahung der Frage find, bitte ich, aufzuſtehen. (Ueberwiegende Ma⸗ 
jorität erhebt ſich.) Ich ſchließe Hiermit die heutige Sitzung und lade zu 
morgen um 10 Uhr ein. Die Tagesordnung für morgen iſt: 1) das Gut⸗ 

en, die Ablösbarkeit der noch beſtehenden bäuerlicher Lehne betreffend; 2) 
das Gutachten, die Maßregeln wider die nachtheiligen Dismembrationen be⸗ 
treffend; 3) das Gutachten wegen Errichtung eines Handels⸗Miniſteriums; 
4) das Gutachten wegen der Interpretation der Beſtimmung über die Son⸗ 
derung in Theile; 5) das Gutachten in Betreff auf das Salzmonopol und 
die Salzſteuer; 6) das Gutachten wegen Aufhebung der Klaſſen⸗Lotterie und 
eventuell anderer Verthellung der Gewinne. 

(Schluß der Sitzung 32 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 26. Mai. 

Die Sitzung beginnt nach 111 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls von 
Nochow mit Vorleſung des über die geſtrige Sitzung geführten Protokolls 
durch Secretair Kuſchke. 

Matrſchall: Der Herr Abg. Küpfer hat in einer allgemeinen Angele⸗ 
genheil das Wort verlangt. 


Abg. Küpfer: Es war meine Abſicht, meine Herren, den Antrag, den 
ich an dieſe Verſammlung in Betreff der Periodizität des Vereinigten Land⸗ 
tages geſtellt habe, als Manuſtript, behufs der Vertheilung unter die Mit⸗ 
glieder deſſelben, hier in Berlin drucken zu laſſen, wie dies andere Mitglie⸗ 
der mit ihren Anträgen über dieſe und andere Fragen bekanntlich bereits öf⸗ 
ters gethan haben. Da es zum Druck eines Schriftſtückes unter 20 Bogen 
einer beſonderen Druck⸗Erlaubniß bedarf, ſo habe ich für den Zweck der Er⸗ 
haltung derſelben die Inſtanzen des Bezirks⸗Cenſors, des Miniſteriums des 
Innern und des Marſchalls der Kurie der drei Stände erſchöpft. Alle, ſich 
auf die beſtehenden Vorſchriften ſtützend, haben ſich in dieſem Falle für in⸗ 
kompetent erklärt. — Es beſteht alſo für ein Mitglied dieſer Verſammlung 
bei einem Falle, wie der vorliegende, eine faktiſche Imprimaturloſigkeit, das 
heißt, bei der beſtehenden Preßgeſetzgebung, ein Druck⸗Interdikt. Ich habe 
es für meine Pflicht gehalten, dieſe Sachlage zur Kenntniß der Verſammlung 
zu bringen, will aber keinen beſonderen Antrag daran knüpfen und erlaube 
mir nur noch folgende Bemerkung. Wir haben geſtern von dieſer Stelle ge⸗ 


hört, wie ein Mitglied aus der Mark nicht der Berathung des von ihm ein⸗ 


gebrachten Antrages in der betreffenden Abtheilung hatte beiwohnen können, 
und wie ein anderes Mitglied aus der Mark bei der Diskuſſion ſeines An⸗ 
trages in der Plenar-Verſammlung nicht das Wort zu erhalten vermocht 
hatte. Wird der Antragſteller nun auch ſaktiſch noch außer Stand geſetzt, 
die nach ſeiner Anſicht für ſeinen Antrag ſprechenden Gründe auf dem Wege 
der Mittheilung der Petition zur Kenntniß der Verſammlung zu bringen, 
ſo würde er ſich jeder direkten Einwirkung auf die Berathung ſeines vielleicht 
wichtigen Antrages beraubt finden. 

Abg. Milde: Ich befinde mich ganz in demſelben Falle, wie das ver⸗ 
ehrte Mitglied, welches ſo eben geſprochen, und es ſcheint mir allerdings höchſt 
bedenklich zu ſein, wenn ein Abgeordneter, der irgend Anträge zu machen 
hat und machen will, verhindert wird, dieſe Anträge zur Cognition der gan⸗ 
zen Verſammlung zu bringen. Es iſt, wie bekannt, nicht beliebt worden, daß 
die einzelnen Petitionen oder, wenn deren mehrere über denſelben Gegenſtand 
vorhanden, dem Referat vorgedruckt werden; der Landtag iſt demnach voll⸗ 
kommen außer Stande, anders über einen Gegenſtand zu urtheilen, als nach 
dem Referat; iſt der Referent, bei aller Hochachtung, die ich für die einzel⸗ 
nen Herren habe, mehr oder weniger von vornherein gegen einen ſolchen An⸗ 
trag prädisponirt, ſo wird die eigentliche Materie nun und nimmermehr zur 
Kenntniß der ganzen Verſammlung kommen. Ich befinde mich, wie geſagt, 
ganz in demſelben Falle, wie das verehrte Mitglied aus dem Großherzogthum 
Poſen, und muß dringend bitten, daß die hohe Verſammlung ſich darüber 
ausſpreche, wie und in welcher Weiſe ſie Kenntniß von den hier eingebrach⸗ 
ten Petitionen nehmen wolle. Wird eine Druck-Erlaubniß der Art verwei⸗ 
gert, indem man, behufs der Erlangung des Imprimatur, von einer Bes 
hörde zur anderen herumgeſchickt wird, ohne daſſelbe zu erlangen, ſo muß ich 
geſtehen, daß das verehrte Mitglied, welches den vorliegenden Gegenſtand 
zur Sprache gebracht, vollkommen Recht hat, wenn es ſagt, daß ein Land⸗ 
tags⸗Abgeordneter viel ſchlimmer daran ſei, wie jeder andere Privatmann. 

2 andtags-Kommiſſar: Ich habe mich gegen die Herren Marſchälle 
ausführlich darüber geäußert, wie es nach der beſtehenden Geſetzgebung in Be⸗ 
ziehung auf den Abdruck von Schriften zu halten ſei, welche durch die Ueber⸗ 
gabe an den hohen Landtag Eigenthum deſſelben geworden ſind. Ich bin be⸗ 
reit, in einer der nächſten Sitzungen dieſe meine Aeußerung vorzulegen, da= 
mit die hohe Verſammlung ſelbſt den Stand der Sache genau kennen lernt. 
Vorläufig kann ich auf die geſtellte Frage nur erwiedern, daß im §. 1. der 
Verordnung vom 30. Juni 1843 die Beſtimmung enthalten iſt: „Nachrich⸗ 
ten über den Gang der Verhandlungen der Preußiſchen ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen dürfen während der Dauer der letzteren nur übereinſtimmend mit den 
von dieſen ſelbſt für die Zeitungen gefertigten Landtags- Berichten oder nach 
den von der Regierung veröffentlichten amtlichen Mittheilungen in die öffent⸗ 
lichen Blätter übernommen werden. Eben ſo ſind in dieſen Blättern Peti⸗ 
tionen oder ſonſtige Schriften, welche an die Landtage gerichtet werden, nur 
inſoweit zum Druck zuzulaſſen, als fie durch die gedachten Landtags⸗Berichte 
oder amtlichen Mittheilungen veröffentlicht werden.“ Dieſe Beſtimmung iſt 
durch eine ſpätere Declaration in Uebereinſtimmung mit der Bundes⸗Geſetz⸗ 
gebung über die Preſſe, welche ſolche für alle ſtändiſchen Verſammlungen des 
geſammten Bundes verſchreibt, auf alle Druckſchriften ausgedehnt worden. 
So lange dieſe geſetzlichen Veſtimmungen beſtehen, bin ich nicht ermächtigt, 
einem Cenſor anzubefehlen, ſolche Schriften, welche bereits dem Landtage 
übergeben und dadurch Eigenthum deſſelben geworden ſind, das Imprimatur 
zu ertheilen, ſofern der Herr Marſchall nicht erklärt, daß dieſer Druck im 
Intereſſe des Landtags zur Information der Mitglieder erfolgen ſolle. So 
ſteht im Weſentlichen dieſe Angelegenheit, und ich finde darin keine Einſchrän⸗ 
kung der hohen Verſammlung, ſondern nur eine Anerkennung ihrer Befug⸗ 
niß, daß ſie ſelbſt oder ihr Marſchall darüber erkennt, inwiefern ein ihr be⸗ 
reits angehöriges Schriftſtück gedruckt werden ſoll oder nicht. 

Marſchall: Da mein Name hier mit genannt worden, ſo werde ich 
nicht umhin können, meinerſeits auch auf die Sache einzugehen, obwohl der 
Landtags⸗Kommiſſar es einer ſpäteren Sitzung vorbehalten hat, ausführlicher 
darüber zu ſprechen. Der Herr Landtags-Kommiſſar hat mir allerdings eine 
Mittbeilung zukommen laſſen, in welcher ausgeſprochen wird, daß es den 
Marſchällen überlaſſen bleibe, zu beſtimmen, welche von den ſtändiſchen 
Schriften, Anträgen ꝛc. zum Druck befördert werden dürften. Ich habe mir 
erlaubt, darauf zu antworten, daß eine ſolche Art von Eenfur von mir nicht 
übernommen werden könne, daß ich entweder die Befugniß erhalten müſſe 
alle Petitions⸗Anträge, die dem Landtage zugegangen ſind, zum Druck zu 
befördern, oder daß die Druckerlaubniß, die von mir ausginge, ſich nur auf 
diejenigen beſchränken müſſe, bei denen derſelbe wegen des Geſchäftsganges 
nothwendig ſei. Ich glaube, daß weder die Zeit, die mir bei ſonſtiger treuer 
Pflichterfüllung übrig bleibt, noch meine Stellung zu dieſer Verſammlung es 
mir erlauben, ein fo ſchwieriges Amt zu übernehmen. Das iſt der Stand 
der Sache, inſofern ſie mich betrifft. 

Abg. Milde: Nach dem, was ſowohl von Seiten des Herrn Kommiſ⸗ 
ſars, wie von Seiten des Herrn Marſchalls gefallen iſt, will es demnach 
bedünken, daß die Petitionen, die an den hohen Landtag eingereicht werden, 
zur beſſeren Verſtändigung und zur Förderung unſerer Geſchäfte alle möchten 
gedruckt werden. Denn wenn alle gedruckt würden, ſo würden wir nicht in 
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eine ſolche Schwierigkeit, wie die gegenwärtig beregte, kommen. Sollte aber 
auch dies nicht beliebt werden und die einzelnen Einbringer zu beſſerer Be⸗ 
leuchtung des Gegenſtandes ihre Petitionen als Manuſkript für die verſam⸗ 
melten Mitglieder des Landtags drucken laſſen wollen, dann müſſen dieſelben 
in ihrem Rechte der Pflicht-Erfüllung geſchützt werden. Nachdem von dem 
Herrn Kommiſſar geſagt worden iſt, daß die Druck⸗Geſtattung von der Kom⸗ 
petenz des Marſchalls abhänge und effektiv in dem Augenblicke, wo ich eine 
Petition einbringe, ſie Eigenthum des Landtags wird, ſo hat ſie als ſolche 
das Recht, gedruckt zu werden, um zur Kenntniß aller Mitglieder zu gelan⸗ 
gen. Ich weiß aber allerdings auch jetzt noch nicht nach dem, was hier ge⸗ 
fallen, wie die Sache liegt, ich weiß noch immer nicht, können Petitionen 
gedruckt werden oder nicht, ich bin um keinen Schritt weiter, als ich im An⸗ 
fange der Debatte war. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe bereits erklärt, daß ich morgen 
vollſtändig die Lage der Sache hier mittheilen werde, und ſchlage deshalb er⸗ 
gebenſt vor, bis dahin ſolche auf ſich beruhen zu laſſen. Die Aufklärung, 
welche ich im Augenblide geben konnte, habe ich gegeben. 

Abg. Frhr. v. Lilien⸗Echthauſen: Ich habe mir das Wort erbeten, 
um auf das bereits geſtern erwähnte Verfahren der hohen Kurie zurückzu⸗ 
kommen, wonach diefenigen Mitglieder derſelben, welche bei einem Gegen⸗ 
ſtande das Wort nehmen wollen, ſich ſchon vor der Diskuſſion, oft mehrere 
Tage vor der Sitzung, bei dem Herrn Marſchall um das Wort melden Ich 
halte dieſes Verfahren für eben ſo unzweckmäßig als reglementswidrig, weil 
F. 15. Litt A. des Reglements über den Geſchäftsgang des Vereinigten Land⸗ 
tags Folgendes beſtimmt: „Jedes Mitglied, welches zu reden verlangt, zeigt 
dies durch Aufſtehen an und begiebt ſich, nachdem es dazu von dem Mar⸗ 
ſchall aufgefordert worden, auf den zum Reden beſtimmten Platz.“ Es giebt 
alſo keine noch fo frühzeitig erfolgte Anmeldung zum Reden bei dem Herrn 
Marſchall, ſondern lediglich das frühere Aufſtehen der Mitglieder während 
der Diskuſſion die Priorität in der Reihefolge des Redens. Wenn dies aber 
nach dem klaren Buchſtaben des Reglements, des Geſetzes der Fall iſt, ſo 
muß auch darnach verfahren werden, ſobald dies von irgend einem Mitgliede 
der Verſammlung verlangt wird, denn daſſelbe iſt dann in feinem Rechte. — 
Unzweckmähig iſt aber auch das bisherige Verfahren, nach welchem das An⸗ 
melden bei dem Herrn Marſchall vor der Diskuſſion die Reihenfolge der 
Redner beſtimmt, weil dadurch alle Friſche und Lebendigkeit in der Diskuſ⸗ 
ſion verloren geht; die Diskuſſion muß nothwendig ermüdend und ſchleppend 
werden, wenn wir z. B. ſechs noch fo gut ſiyliſirte und noch fo gut memo⸗ 
rirte Reden anhören müſſen, von welchen die fünf letzten Reden nur mit 
anderen Worten das wiederholen, was wir von dem erſten Redner bereits 
vollſtändig gehört haben. Solche Reden ſtehen iſolirt da, ohne fördernd in 
die Diskuſſton einzugreifen. Sie find oft nur ein wohlgezäumtes und wohl 
geſatteltes Paradepferd, welches der hohen Verſammlung, nicht minder aber 
auch den Kommittenten möglichſt ſchulgerecht vorgeritten wird. Ganz anders 
wird die Sache ſich geſtalten, wenn die zweckmäßige Beſtimmung des allegir⸗ 
ten Paragraphen des Reglements genau beſolgt, wenn das Wort nur wäh⸗ 
rend der Diskuſſton vom Platze aus erbeten werden kann. Ich darf bei der 
großen, in dieſem Saale wiederholt anerkannten Gewiſſenhaftigkeit, womit 
Sie, Herr Marſchall, die Beſtimmungen des Reglements ſtets zur Ausfüh⸗ 
rung bringen, wohl um ſo mehr auf Gewährung meiner Bitte rechnen, als 
ich mich dabei nach dem, was ich ſo eben vorzutragen die Ehre hatte, der 
Zuſtimmung der hohen Verſammlung verſichert halten zu dürfen glaube. 

Marſchall: Es giebt Beſtimmungen des Reglements, die ſo deutlich 
ſind, daß der Marſchall von denſelben auf keinerlei Weiſe abweichen kann; 
es giebt andere, wo ihm ein gewiſſer Raum gelaſſen iſt. Bei dieſen letzteren 
wird er allemal ſuchen, den Wünſchen der hohen Verſammlung ſich zu be⸗ 
quemen. Die jetzt in Frage gekommene Beſtimmung iſt eine der letzteren 
Art. Ich meinerſeits habe gar keine Art von Vorliebe für lange Anmeldun⸗ 
gen, es würde mir eben ſo lieb ſein, wenn die Herren blos durch Aufſtehen 
zu erkennen gäben, daß ſie ſprechen wollen; ich habe nur aus einer früheren 
ſehr ausführlichen Diskuſſion abzunehmen geglaubt, daß es der Wille der 
hohen Verſammlung ſei, es bei dieſer Gewohnheit, wie ſie ſich eingeführt 
hat, zu belaſſen. Bei den Berathungen über das Reglement war darauf 
angetragen worden, es ſolle nicht mehr geftattet fein, ſich vor der Sitzung 
zum Sprechen zu melden; die hohe Verſammlung wollte aber damals auf 
einen ſolchen Antrag nicht eingehen. Das iſt die Urſache, warum ich keine 
Aenderung in dieſer Gewohnheit — es iſt eine bloße Gewohnheit — habe 
eintreten laffen. Sollte jetzt noch die hohe Verſammlung in ihrer Majorität 
den Wunſch äußern, daß es ſo, wie es der Herr Antragſteller wünſcht, ge⸗ 
halten werde, ſo habe ich meinerſeits durchaus nichts einzuwenden. 

Abg. von Auerswald: Ich glaube, daß die Diskuſſton über dieſen 
Punkt bei Gelegenheit des Reglements, die der Herr Marſchall ſo eben er⸗ 
wähnt hat, ſich auf die Frage bezogen hat, ob man ſich nur am Tage der 
Diskuſſion, jedoch vor eröffneter Sitzung, oder auch an einem früheren Tage 
melden dürfe, und dieſe Frage iſt von der hohen Verſammlung dahin ent⸗ 
ſchieden worden, daß man ſich überhaupt ſo früh, als man wolle, zum Spres 
chen melden dürfe; heute iſt aber die Beſtimmung des Reglements von einem 
geehrten Abgeordneten dahin aufgefaßt worden, daß überhaupt vor der Dis⸗ 
kuſſton, vor dem Moment, wo der Marſchall ſagt, dieſe Frage ſteht jetzt zur 
Diskuſſion, ſich Niemand melden dürfe. Dieſe Frage, im Gegenſatz zu der 
Frage, ob Überhaupt vor der Verhandlung, gleichviel, ob an demſelben 
oder an einem früheren Tage, Jemand melden dürfe, iſt früher hier nicht 
zur Diskuſſton gekommen, und daher glaube ich, daß, wenn die hohe Ver⸗ 
ſammlung ſich heute dafür erklärt, wofür ich mich meines Theils erklären 
würde, dies der früheren Abſtimmung auf keine Weiſe entgegen ſein würde. 

Marſchall: In Folge meiner früheren Aeußerung werde ich jetzt die 
hohe Verſammlung um ihre Wünſche befragen. Dabei muß ich bemerken, 
daß für den heutigen Tag die Vefummung, wenn fie abweichend von der 
bisherigen Gewohnheit ausfallen ſollte, wohl noch nicht eintreten möchte, da 
die Redner, welche ſich bereits gemeldet haben, das Wort behalten müßten; 
es ſind deren übrigens nicht viele, und ich frage hiernach, ob die hohe Ver⸗ 
ſammlung den Wunſch hat, daß ich in 5 den Rednern das Wort ge⸗ 
ben ſoll, welche ſich von da ab, wo ein An 20 ink wee geſtellt iſt, 
melden. Diejenigen, welche dieſen Wunſch haben, bitte ich, aufzustehen. 
(Eine große Majorität ſtimmt dafür.) Ich werde danach verfahren. Herr 


das betreffende Gutachten.) 


Abgeordneter Sattig wird den Entwurf zu der allerunterthänigſten Bitte des 
Landtags um Geſtattung der Ueberweiſung des ee an eine 
Abtheilung vortragen. (Der Abg. Sattig verlieft den Entwurf.) Findet ſich 
gegen dieſen Entwurf etwas zu bemerken? — Da nichts bemerkt wird, ſo 
iſt er angenommen. 

Abg. Graf Gneiſenau: Ich bitte um's Wort in Bezug auf die vorige 
Abſtimmung. Wenn der Herr Marſchall uns zugeſichert hat, daß die De⸗ 
batten nun in Folge der vorigen Abſtimmung geleitet werden ſollen, ſo glaube 
ich im Sinne der ganzen hohen Verſammlung mich auszuſprechen, wenn ich 
die Bitte an den Herrn Marſchall ſtelle, den Herrn Landtags⸗Marſchall des 
Vereinigten Landtags von dem Wunſche der hohen Verſammlung in Kennt⸗ 
niß zu fegen mit der Bitte, wenn der Herr Landtags⸗Marſchall des Verei⸗ 
ae Landtags den Vorſitz führt, die Debatte nach demſelben Prinzipe 
zu leiten. 

Marſchall: Das muß ich doch ablehnen. Was der Herr Landtags⸗ 
Marſchall der anderen Kurie thun will, muß ich ihm gänzlich überlaſſen. 
Wenn ihm der Wunſch der hohen Verſammlung auf irgend eine Weiſe zu⸗ 
kommt, wird er ihn gewiß erfüllen; in meiner Stellung möchte ich ihm den⸗ 
ſelben aber nicht gern vortragen; da dies faft wie eine Belehrung ausfehen 
würde. N 

Landtags-Kommiſſar: Ich bin erbötig, in dieſer Beziehung Rück⸗ 
ſprache mit dem Herrn Landtags-Marſchall der Vereinigten Kurien um ſo 
mehr zu nehmen, als ich allerdings glaube, daß die jetzt beliebte Interpreta⸗ 
tion des Reglements die richtige iſt. Ich weiß nicht, ob der Herr Antrag⸗ 
ſteller ſich damit einverſtanden erklärt. 

Abg. Graf Gneiſenau: Ganz einverſtanden damit! 

Marſchall: Wir kommen zur Tagesordnung. Es kommt zuerſt zur 
Berathung das Gutachten, betreffend die Petition wegen Erlaſſung geſetzlicher 
Beſtimmungen wegen Ablösbarkeit der noch beſtehenden bäuerlichen Lehne. 
Referent iſt Herr Abg. v. Peguilhen-Kunzkeim; derſelbe iſt unwohl; würde 
vielleicht ein anderes Mitglied der Abtheilung die Güte haben, den Vortrag 
zu übernehmen? 

Abg. Steinbeck: Ich bin bereit dazu. 


Gutachten 


der 


ſechſten Abtheilung A. der Kurie der drei Stände, betreffend die Petition des 

Abg. der Landgemeinden in der Provinz Brandenburg, Dansmann, betr. 

den Erlaß geſetzlicher Beſtimmungen über die Ablösbarkeit der noch beſtehen⸗ 
den bäuerlichen Lehne. { 

Der Abg. Dansmann hat darauf angetragen, des Königs Mafeſtät aller 
unterthänigſt zu bitten: die Ablösbarkeit der lehnsherrlichen Rechte hinſichtlich 
der noch beſtehenden ſogenannten bäuerlichen Lehne auf einſeitige Provoration, 
ſowohl des Verechtigten, wie des Verpflichteten, Allerhöchſt auszuſprechen und 
in dem dieſerhalb zu erlaſſenden Geſetz die näheren Bedingungen und Grund⸗ 
ſätze für die Ablöſung des Lehns-Nexus und der aus dem lehnsherrlichen 
Ober⸗Eigenthum fliegenden gutsherrlichen Befugniſſe zu beſtimmen. Der An⸗ 
tragfteller hat feine Petition einerſeits durch Berufung auf die Prinzipien der 
Landeskultur⸗Geſetze, namentlich das Edikt vom 9. Oktober 1807 und die ſich 
daran anknüpfenden ſpäteren Geſetze über die Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältniſſe, wonach allen anderen, früher in viel beſchränk⸗ 
terer und ſchlimmerer Lage befindlichen bäuerlichen Wirthen die vollkommen 
freie Dispoſition über die zu Eigenthum erworbenen bäuerlichen Beſitzungen 
eingeräumt iſt, andererſeits durch Schilderung der Veſchwerniſſe und Nach⸗ 
theile begründet, welche für die Familien der Vaſallen, wie für die fortſchrei⸗ 
tende Kulturverbeflerung der Güter aus den mit dem Lehns⸗Rexus der bäuer⸗ 
lichen Lehne folgenden weſentlichen Beſchränkungen der Dispoſition fortdaus 
ernd verbunden find. Die Abtheilung ift der übereinſtimmenden Anſicht, daß 
der Antrag die Beachtung des hohen Landtages verdiene, und beantragt ihrer⸗ 
ſeits: Der hohe Landtag möge beſchließen, daß Se. Majeſtät der König aller⸗ 
unterthänigſt gebeten werde, des baldigſten einen Geſetzentwurf ausarbeiten zu 
laſſen, welcher die Ablösbarkeit der beſtehenden bäuerlichen Lehne unter Feſt⸗ 
fiellung angemeſſener Ablöſungsgrundſätze zur Entſchädigung der Lehnsherren 
ausſpricht. Die Abtheilung hält eine ſolche Maßregel eben ſowohl für ein 
Bedürfniß, als für gerecht, auch ohne Beeinträchtigung der Rechte der Lehns⸗ 
herren für wohl ausführbar. 

Marſchall: Indem ich das Gutachten zur Berathung ſtelle, bemerke 
ich, daß ſich kein Redner gemeldet hat. Wenn Niemand das Wort verlangt, 
ſchließze ich die Debatte und ſtelle die Frage: ob der Vorſchlag der Abtheilung 
angenommen werden fol? Wer für die Annahme des Vorſchlags iſt, den 
bitte ich, ſich zu erheben. Die ganze Verſammlung hat ſich einſtimmig dafür 
ausgeſprochen. Da der Referent unwohl iſt, ſo wird wohl ein anderes Mit⸗ 
glied der Abtheilung die Güte haben müſſen, den Entwurf der Bitte aus⸗ 
zuarbeiten. (An den Abgeordneten Steinbeck ſich wendend.) Wollen Sie die 
Güte haben, denfelben zu verfaſſen und vorzulegen? Das zweite zur Tages⸗ 
Ordnung beſtimmte Gutachten betrifft die Petition wegen Maßregeln gegen 
die nachtheiligen Dismembrationen. Auch hier war Herr v. Pegullhen⸗Kunz⸗ 
keim Referent. Wer will ſo gut ſein, den Vortrag des Gutachtens zu ubernehmen. 

Abg. v. Beckerath (nimmt den Platz des Referenten ein und verlieſt 


Gutachten 


der 0 5 
ſechſten Abtheilung A. der Kurie der drei Stände des Vereinigten Landtages, 
betreffend die Petitionen der Abg. v. Jena, Gadegaſt, Bleyer, Dansmann 
wegen Maßregeln wider die nachtheiligen Dismembrationen. 


Die Antragſteller bezeichnen übereinftimmend die durch Geldverlegenhei⸗ 
ten oder gewinnſüͤchtige Speculationen hervorgerufene Zerſtückelung von Bauer⸗ 
höfen als überaus verderblich, nicht allein, weil dadurch die Exiſtenz des 
Bauernſtandes bedroht wird, ſondern auch, weil den Gemeinden, neben der 
Verminderung ihrer Kräfte, eine erhöhte Belastung erwächſt, und weil end⸗ 
lich die Parzellenkäufer nicht ſelten durch Rechtsunſicherheit zu Grunde ge⸗ 


ichtet werden. 
* (Schluß folgt.) 


